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Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

das Memorandum der Kommission über eine gemeinschaft- 
liche Politik der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ent- 
wicklungshilfe. 
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Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 4. August 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Behandlung des Kommissionsmemorandums im Rat der EG 
ist noch nicht vorauszusehen. 
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Memorandum 

über eine gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern 

Zusammenfassung 


Einleitung 

1. Durch den Vertrag von Rom wird zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft nicht nur eine wechselseitige Solidarität 
in ihrer konkretesten Form geschaffen, um sie in 
ihren materiellen Belangen miteinander zu verbin- 
den und somit auf ihre politische Zukunft als Ge- 
meinschaft vorzubereiten, sondern es werden auch 
die Beziehungen zwischen bestimmten Mitglied- 
staaten und zahlreichen Entwicklungsländern be- 
rücksichtigt. 

So sind auf der Grundlage des vierten Teils und 
verschiedener Protokolle des Vertrags Assoziations- 
beziehungen geschaffen und ausgebaut worden, um 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der 
AASM, dreier ostafrikanischer Länder und verschie- 
dener anderer Länder, insbesondere im Antillen- 
raum, nach verschiedenen Methoden zu fördern. 
Außerdem ist mit einer Politik regionalen Aus- 
maßes im Mittelmeerraum auf der Grundlage der 
Absichtserklärungen im Anhang zum Vertrag be- 
gonnen worden. 

2. Es besteht kein Zweifel darüber, daß die soge- 
nannte Jaunde-Assoziationspolitik für die Gemein- 
schaft zugleich Experiment und Beweis ihres politi- 
schen Willens war, ihre Pflichten gegenüber allen 
Entwicklungsländern in immer größerem Umfange 
wahrzunehmen. 

Die meisten dieser Länder hatten auf bilateraler 
Ebene mit jedem Mitgliedstaat eine aktive Zusam- 
menarbeit aufgebaut, sahen in der Gemeinschaft 
jedoch nur eine Zoll- und Agrarorganisation, durch 
welche die Expansion ihres Handels behindert wer- 
den könnte und die jedenfalls keine Aussichten für 
eine direkte Mitarbeit an der Lösung ihrer Ent- 
wicklungsprobleme bot. 

Der beste Beweis, daß sich dieser anfänglich aus- 
gesprochen negative Eindruck von der Gemeinschaft 
geändert hat, ist die rasche Zunahme des Handels 
zwischen der Gemeinschaft und der dritten Welt. 

Die Entwicklung ist jedoch durch die handelspoli- 
tischen Maßnahmen der Gemeinschaft, hauptsäch- 
lich durch die verschiedenen Präferenz- und Han- 
delsabkommen, die autonomen Zollkonzessionen für 
handelswichtige Erzeugnisse der dritten Welt, die 
Politik der VvVltabkommen und kürzlich die in die- 
sem vJahr in Kraft tretenden allgemeinen Präferen- 
zen für Fertig- und Halbfertigwaren zielbewußt ge- 
lenkt worden. 


3. Bemerkenswerterweise sind mehrere dieser 
Maßnahmen oft gleichzeitig und in gewisser Weise 
in Anlehnung an die verschiedenen Stufen und Lö- 
sungen getroffen worden, welche für den Ausbau 
der Assoziation von Jaunde bestimmend waren. 

Ziel der Gemeinschaft ist ein Gleichgewicht zwi- 
schen der umfassenden — jedoch geographisch be- 
grenzten — Politik in ihren Beziehungen zu den 
AASM und den Lösungen, die sie auf Grund ihres 
zunehmenden Einflusses im Welthandel den ande- 
ren Entwicklungsländern anbieten zu müssen glaubt. 
Dieser Sachverhalt muß unterstrichen werden, weil 
damit dem fruchtlosen Streit über regional begrenzte 
und weltweite Lösungen für die Probleme der Ent- 
wicklungshilfe ein Ende gesetzt wird. 

4. Gerade weil die Unterentwicklung in der Welt 
verschiedenartig ist, die Gemeinschaft geographisch 
und geschichtlich bedingte besondere Beziehungen 
unterhält und die Aktionsmittel, die sie bisher ein- 
setzen konnte, beschränkt sind, entwickelte die Ge- 
meinschaft eine gebietsbezogene Politik der Zusam- 
menarbeit mit den Entwicklungsländern, die zum 
Gemeinschaftsgut geworden ist und daher zu be- 
wahren, auszubauen und zu verstärken ist. 

Die Gemeinschaft hat sich aber auch nach und nach 
für die übrigen Interessen der dritten Welt einge- 
setzt, einen Dialog mit anderen Gebieten wie Latein- 
amerika begonnen und an der Erarbeitung von welt- 
weiten Maßnahmen, wie sie sich die UNCTAD zum 
Ziel gesetzt hat, mitgewirkt. Diese Politik löst nicht 
die vorgenannte Assoziationspolitik ab, sondern soll 
ein notwendiges Ergänzungsstück hierzu bilden. 

5. Mithin ist festzustellen, daß alle Entwicklungs- 
länder höhere Erwartungen in die Gemeinschaft 
setzen, insbesondere im Zusammenhang mit ihrer 
Erweiterung und dem zweiten Entwicklungsjahr- 
zehnt; auch die Gemeinschaft selbst räumt ein, daß 
die Mittel der bisherigen Zollpolitik nur noch be- 
schränkte Möglichkeiten bieten. 

Nach Ansicht der Kommission ist es daher an der 
Zeit, daß die Gemeinschaft eine globale und zugleich 
selektive — d. h. eine dem Einzelfall angepaßte — 
Politik der Zusammenarbeit in der Entwicklungs- 
hilfe erarbeitet. Die Leitlinien wären dabei eine 
bessere Koordinierung im Einsatz der Mittel der 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft, um das bis- 
her Erreichte zu verbessern sowie durch neue Aktio- 
nen und vielseitiger einzusetzende neue Instrumente 
zu ergänzen. 
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6. Angesichts der Interessen und Verpflichtungen 
der Gemeinschaft und im Hinblick auf die Erweite- 
rung der Gemeinschaft und die nächste UNCTAD- 
Tagung muß schon jetzt eine solche Politik für die 
nächsten Jahre entworfen werden. 

Hierzu sei im einzelnen nur folgendes erwähnt: An- 
passung der Abkommen im Mittelmeerraum an eine 
erweiterte Gemeinschaft, Fortführung der Abkom- 
men mit den Maghreb-Ländern auf breiterer Basis, 
Verhandlungen über die Assoziation mt den AASM 
und bestimmten Ländern des Commonwealth im 
Rahmen der erweiterten Gemeinschaft, Maßnahmen 
für Grunderzeugnisse, Probleme der allgemeinen 
Präferenzen usw. 

Neben den vorgenannten Aufgaben, die gewisser- 
maßen das Kernstück des Aktionsprogramms bilden, 
gibt es aber noch andere, welche die Kommission 
in diesem Memorandum ebenfalls aufführt. Die 
Kommission möchte dem Wunsch Ausdruck geben, 
daß dieses Memorandum von den Gemeinschafts- 
instanzen in einem möglichst konstruktiven Geist 
untersucht wird. 

7. Die Kommission weiß, daß eine echte gemein- 
same Politik der Zusammenarbeit in der Entwick- 
lungshilfe nur möglich ist, wenn neue bedeutende 
Fortschritte auf dem Wege zu einer wirtschaftlichen 
und politischen Union erzielt worden sind. 

Deshalb hält sie bei den erforderlichen Aktionen 
und Mitteln ein schrittweises Vorgehen für ange- 
zeigt. 

L Notwendigkeit, Dringlichkeit und Bedeutung 
einer gemeinschaftlichen Politik der 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 

A. Notwendigkeit einer gemeinschaftlichen Politik 

1. Wachsendes Gewicht der Gemeinschaft und ihre 
Anziehungskraft auf die Entwicklungsländer 

Die Gemeinschaft übt eine echte Anziehungskraft 
auf sämtliche Entwicklungsländer aus, denn sie ist 
zum wichtigsten Partner im internationalen Handel 
geworden; als werdende Wirtschaftsmacht mit dem 
Ziel der politischen Einigung ist sie von wachsen- 
dem Einfluß in der Welt und hat in den internatio- 
nalen Gremien sowie durch ihre Assoziierung mit 
den AASM, den ostafrikanischen Staaten und eini- 
gen Mittelmeerländern ihren Willen zum Ausdruck 
gebracht, den Aufstieg der Entwicklungsländer zu 
fördern. 

Diese Anziehungskraft wird in den nächsten Jahren 
auf jeden Fall noch wachsen. Die von der Errichtung 
der Wirtschafts- und Währungsunion und auf dem 
Gebiet der Politik erwarteten Fortschritte werden 
das Gewicht der Gemeinschaft und ihre Verantwor- 
tung gegenüber der restlichen Welt erhöhen, so daß 


sich ihr die Entwicklungsländer in noch stärkerem 
Maße zuwenden werden. Es wäre kaum vertretbar, 
daß einer Gemeinschaft, deren innerer Zusammen- 
halt bis zur gemeinsamen Währung und Wirtschafts- 
politik geht und deren politischer Charakter im 
Laufe der Jahre sich zweifellos noch stärker heraus- 
bilden wird, weiterhin so begrenzte Möglichkeiten 
wie gegenwärtig belassen bleiben, wenn es gilt, zum 
Aufschwung aller Entwicklungsländer beizutragen. 

Die Aktionsmöglichkeiten der Gemeinschaft sind 
nicht nur begrenzt, weil der EWG-Vertrag Mittel 
zur technischen und finanziellen Zusammenarbeit 
ausdrücklich nur zugunsten der AASM und der ULG 
vorsieht; die Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft 
ist auch deswegen begrenzt, weil ihr keine weiteren 
Aktionsmittel übertragen wurden. Abgesehen von 
der Nahrungsmittelhilfe und einigen Sonderabkom- 
men hat sie daher den Forderungen der anderen 
Entwicklungsländer nur mit Hilfe von Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Zölle und Kontingente, deren 
Möglichkeiten immer mehr begrenzt sind, nachkom- 
men können. Dank dem Abschluß einer großen Zahl 
von Assoziierungs- und Präferenzabkommen mit 
den Entwicklungsländern sowie anderer Abkommen 
und verschiedener Änderungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs — insbesondere seien die allgemeinen 
Präferenzen genannt — konnten zwar die Interessen 
der assoziierten und nicht assoziierten Entwick- 
lungsländer bis zu einem gewissen Grad in Einklang 
gebracht werden. Doch dürfte die Gemeinschaft auf 
diesem Wege kaum weitergehen können, wenn sie 
in den nächsten Jahren die Substanz ihrer Assozi- 
ierungsabkommen insbesondere mit den AASM 
erhalten und gleichzeitig ernsthafte Schwierigkeiten 
in der Gemeinschaft, mit bestimmten Industrie- 
ländern und mit nicht assoziierten Entwicklungs- 
ländern vermeiden will. Die Erweiterung der Ge- 
meinschaft, die ihre internationale Ausstrahlungs- 
kraft noch erhöht und eine Zunahme der Zahl asso- 
ziierter Länder nach sich ziehen kann, unterstreicht 
sehr deutlich die Notwendigkeit, die Gemeinschaft 
mit den erforderlichen Mitteln der Zusammenarbeit 
auszustatten, die ihrem Gewicht und ihrer Verant- 
wortung aufgrund ihrer wachsenden Bedeutung 
entsprechen. 

2. Die Gefahr der Inkohärenz infolge der gegen- 
wärtigen Verteilung der Zuständigkeiten zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 

Der zunehmende Einsatz der Handelspolitik als In- 
strument der entwicklungspolitischen Zusammen- 
arbeit hat zu einer Aufsplitterung der Befugnisse 
auf die Mitgliedstaaten, die für die technische und 
finanzielle Zusammenarbeit zuständig sind, und der 
Gemeinschaft geführt, die die gemeinsame Handels- 
politik festlegt. Da die Mitgliedstaaten außerdem 
ihre einzelstaatlichen Befugnisse auf Grund von 
unterschiedlichen historischen und wirtschaftlichen 
Gegebenheiten unabhängig und ohne ausreichende 
Abstimmung ausüben, sind die Gemeinschaft und 


3 



Drucksache VI/ 2623 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


die Mitgliedstaaten mehr als die übrigen Industrie- 
länder der Gefahr von widersprüchlichen und iso- 
lierten Maßnahmen ausgesetzt, deren nachteilige 
Auswirkungen auf die internationale Zusammen- 
arbeit die internationalen Sachverständigen (Pear- 
son-Bericht usw.) mit Rocht hervorgehoben haben. 

In der gegenwärtigen Phase der europäischen Eini- 
gung müssen die Gemeinschaft und die Mitglied- 
staaten ganz besondere Anstrengungen unterneh- 
men, um die Forderung nach stärkerer Kohärenz 
zu erfüllen, die die Vereinten Nationen zu einem 
Hauptthema des zweiten Entwicklungsjahrzehnts 
gemacht haben und deren Notwendigkeit auch vom 
Europäischen Parlament betont wurde: stärkere 
Kohärenz bei der gemeinsamen Verwendung der 
spezifischen Kooperationsinstrumente, in die sie sich 
in Zukunft teilen, aber auch stärkere Kohärenz 
zwischen der Wirtschaftspolitik innerhalb der Ge- 
meinschaft (auf landwirtschaftlichem, indust; iellem, 
sozialem Gebiet usw.) und der Politik der Zusam- 
menarbeit. 

Der Kommission erscheint es daher erforderlich, 
diesen gesamten heterogenen Komplex, den die Po- 
litiken der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
gegenüber den Entwicklungsländern zur Zeit bilden, 
zu prüfen, um zu einer bc^sseren Kohärenz in der 
Gemeinschaft — unerläßliche Voraussetzung für den 
Nutzeffekt der Bemühungen alhu' und für das Be- 
stehen einer gemeinschaftlichen Politik überhaupt -- 
zu gelangen, 

B. Der Zeitpunkt für die Definition einer 
Gemeinschaftspolitik ist gekommen 

Die Kommission wollte die Ausarbeitung dieses 
Memorandums nicht aufschieben, w(ül sie überzeugt 
ist, daß sie zu einer Zeit, da sie sich auf den Weg 
zur Wirtschafts- und Währiingsunion begibt und 
ihre Erweiterung bevorsteht, auch ihren Willen zum 
Ausdruck bringen muß, ihre eigenen Fortschritte 
mit denen der Entwicklungsländer enger zu ver- 
knüpfen und die systematische Suche nach Möglich- 
keiten für eine bessere Verteilung der Reichtümer 
der Erde sowie die Vermehrung der Aussichten auf 
sozialen Aufstieg für immer größere, früher be- 
nachteiligte Menschengruppen unter ihre Haupt- 
ziele aufzimehmen. 

Auch die internationale Zusammenarbeit im Bereich 
der Entwicklung ist in eine neue und vielleicht 
entscheidende Phase eingetreten. Das zweite Ent- 
wicklungsjahrzehnt (1971 bis 1980) ist nunmehr an- 
gelaufen. Nach diesen zehn Jahren müssen die er- 
reichten Fortschritte so überzeugend und ermuti- 
gend sein, daß in den Industrieländern wie in den 
Entwicklungsländern an die Stelle des Zweifels die 
Hoffnung tritt und die Enttäuschung durch Ausdauer 
ersetzt wird. 

Auf der anderen Seite gibt die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen, die das zweite Entwick- 


lungsjahrzehnt der gemeinsamen Verantwortung 
der Entwicklungsländer und der Industrieländer 
unterstellt hat und beiden die gemeinsam ausge- 
arbeitete und gebilligte internationale Entwicklungs- 
strategie als Bezugspunkt zugewiesen hat, der 
Menschheit eine zusätzliche Möglichkeit, die Bezie- 
hungen zwischen den Industrie- und den Entwick- 
lungsländern auf eine enge Zusammenarbeit zu 
gründen und miteinander statt gegeneinander zu 
arbeiten. 

Die Kommission schlägt den Gemeinschaftsorganen 
vor, auf der Grundlage dieses Memorandums un- 
verzüglich festzulegen, auf welche Weise die Ge- 
meinschaft ihren Aufgaben als großer Wirtschafts- 
block besser gerecht werden und ihren eigenen Bei- 
trag zur Schaffung einer gerechteren internationalen 
Ordnung leisten kann. 

Ferner ist zu bemerken, daß eine beträchtliche An- 
zahl von in der Strategie ausgeführten Punkten die 
Gemeinschaft also solche unmittelbar betrifft und 
sie verpflichtet, eine Leitlinie für gemeinsame Maß- 
nahmen im Hinblick auf ihre Durchführung aufzu- 
stellen. Der erste Termin rückt bereits näher: die 
dritte Weithandelskonferenz findet im Frühjahr 
nächsten Jahres statt. 

C. Die Bedeutung der gemeinschaftlichen Politik 

Die Kommission erhebt zwar nicht den Anspruch, 
daß die Gemeinschaft am Ende der siebziger Jahre, 
die die Grenzen dieses Memorandums bilden, an 
die Stelle der Mitgliedstaaten getreten ist und eine 
gemeinsame Politik der Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern betreibt, vertritt jedoch die 
Auffassung, daß in den nächsten zehn Jahren — von 
der Wahrung und Vervollkommnung der Errungen- 
schaften der Gemeinschaft abgesehen — die Mög- 
lichkeiten der Gemeinschaft zur Zusammenarbeit 
schrittweise erweitert und die einzelstaatlichen Po- 
litiken allmählich angeglichen werden müßten; 
ferner ist sie der Ansicht, daß nach und nach eine 
gemeinschaftliche Konzeption der internationalen 
Zusammenarbeit entstehen muß, deren Ziel eine 
wirksamere Gestaltung der einzelstaatlichen Maß- 
nahmen, die fortgeführt werden, durch Konzertie- 
rung und gemeinsame Definition der Orientierun- 
gen sein sollte. 

* * * 

Alle hierfür erforderlichen Überlegungen und Maß- 
nahmen sind in einem Memorandum dargelegt, des- 
sen Zusammenfassung diese Aufzeichnung bildet. 
In dieser Zusammenfassung wird zunächst ein 
Überblick über die hauptsächlichen Erkenntnisse 
vermittelt, die aus der zwölfjährigen Zusammen- 
arbeit der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft mit 
den Entwicklungsländern zu ziehen sind; danach 
werden die allgemeinen Zielsetzungen und die 
hauptsächlichen Arten der im Rahmen einer gemein- 
schaftlichen Entwicklungspolitik vorzusehenden 
Maßnahmen erläutert. 
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Der vorliegenden Zusammenfassung sind zwei Ar- 
beitsdokumente beigefügt, von denen eines (Anlage 
I) eine eingehende Analyse der zwölfjährigen Zu- 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern und das 
andere (Anlage II) Informationen und statistische 
Daten enthält. 

Die Kommission wird ein drittes Dokument nach- 
reichen, das eine Beurteilung der Bilanz und der 
Entwicklungen enthält und das den Übergang von 
den allgemeinen Zielsetzungen zu einem Aktions- 
programm ermöglicht. 


II. Die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft 
mit den Entwicklungsländern 

A. Maßnahmen der Mitgliedstaaten 

Die einzelslaatlichen Maßnahmen der Mitglied- 
staaten fallen in erster Linie unter die finanzielle 
und technische Zusammenarbeit in weiterem Sinne 
und weisen folgende Merkmale auf: 

1. Die Zusammensetzung, geographische Orientie- 
rung, Verwendung und Umfang der öffentlichen und 
privaten Leistungen der Mitgliedstaaten für die 
Entwicklungsländer weichen je nach Mitgliedstaat 
stark voneinander ab. 1969^) haben zwar alle das 
Ziel erreicht, mindestens 1 % ihres Bruttosozial- 
produktes als öffentliche und private Leistungen für 
die Entwicklungsländer aufzuwenden, nicht jedoch 
das Ziel, daß 0,7% aus öffentlichen Leistungen be- 
stehen sollen: in dieser Hinsicht sind die Unter- 
schiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 
recht groß. Erhebliche Differenzen bestehen auch 
hinsichtlich des Anteils der Zuwendungen und 
Darlehen an der bilateralen staatlichen Hilfe und 
der Bedingungen der staatlichen Darlehen. Die 
Leistungen waren starken zeitlichen Schwankungen 
unterworfen. 

Diese Differenzen lassen einerseits erkennen, daß 
die Mitgliedstaaten auf häufig unterschiedliche Ge- 
gebenheiten geschichtlicher, wirtschaftlicher und 
politischer Art in ihrem Land Rücksicht nehmen 
und daß zum anderen die Koordinierung der bilate- 
ralen Politiken unzulänglich ist. 

2. Die Mitgliedstaaten haben sich zweifellos be- 
müht, ihre den Entwicklungsländern gewährten 
Beträge zu erhöhen; für die Empfängerländer wird 
jedoch das tatsächliche Ausmaß der Bemühungen 
durch die Geldentwertung abgeschwächt, auch ent- 
spricht die Steigerung der Hilfe nicht immer der 
Zunahme des Bruttosozialproduktes in den Mitglied- 
staaten. 

3. Die Aktion der Mitgliedstaaten zugunsten der 
Entwicklungsländer ist insofern nicht ausgeglichen, 
als für die Entwicklungsländer wichtige Bereiche 


I -- wie z. ß. die sozialen Aspekte der Beziehungen 
I zwischen den Milglicdstaaten und den Entwicklungs- 
ländern oder die Transportprobleme weniger 
Beachtung als andere Gebilde fanden. 

4. Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern gehört zur Außenpolitik der Mitgliedstaaten. 
Diese leisten eine verhältnismäßig geringfügige 
multilaterale Hilfe und behalten den größten Teil 
ihrer Mittel den bilateralen Maßnahmen vor, wobei 
sie durch die Anwendung der gebundenen Hilfe in 
unterschiedlichem Maße kommerziellen und wirt- 
schaftlichen Inter(\ssen Rechnung tragen. 

B. Maßnahmen der Gemeinschaft 
1. Assoziierung mit den AASM 

a) Die Politik der Assoziierung mit den AASM ist 
nach und nach weit über ihre ursprünglichen Ziele 

die einfachi^ Durchlührung der präferenziellen 
Handelsmaßnahmen sowie technische und finan- 
zielle Hilfe hinausgegangen. Die berufensten 
Stimmen der .\ASM weisen immer wieder darauf 
hin, daß die Assoziierung in erster Linie eine poli- 
tische Entscheidung ist, die auf die Wahrung und 
Entwicklung von privilegierten Beziehungen jeder 
Art zwischen Europa und Afrika abzielt: die AASM 
sagen, daß sie der Gemeinschaft als ausländischem 
Partner bei ihrer Entwicklung von sich aus den Vor- 
zug gegeben habem. 

Gleichzeitig bringen sie auch zum Ausdruck, daß die 
Gemeinschaft trotz ihrer großen Anstrengungen 
ihrer Bindung an die Assoziierung offenbar nicht 
die gleiche Bedeutung beimißt. 

Nachdem sie wiederholt (üne Senkung der ihnen 
auf dem Gemeinschaftsmarkt gewährten Präferen- 
zen hinnehmen mußten und heute mit dem System 
der allgemeinen Präferenzen konfrontiert sind, 
fürchten sie den Wegfall des kommerziellen Teils 
der Assoziierung. Die wirtschaftliche Wirksamkeit, 
die politische Bedeutung und die Besonderheit der 
Assoziierung sind jedoch gerade auf die gemein- 
same Anwendung des Handels- und Finanzinstru- 
mentariums und auf die paritätischen Institutionen 
zurückzuführen, deren Existenzberechtigung in erster 
Linie auf dem globalen Charakter der Assoziierung 
beruht. 

b) Die Schwierigkeiten der Assoziierung werden 
durch die Kritik verstärkt, die einige Industrie- 
länder und die kommunistischen Länder ständig an 
der Assoziierung üben. Diese Kritik, die sich auf das 
Handelssystem der Assoziierung konzentriert hat, 
muß jedoch auf Grund der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Lage der AASM und des tatsächlichen Han- 
delsvolumens beurteilt werden, das für den Welt- 
handel nur von geringer Bedeutung ist. 


Die ersten vorläufigen Angaben für 1970 zeigen einen 
Rückgang der finanziellen Leistungen bestimmter Mit- 
gliedstaaten gegenüber 1969. 
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c) Auf dem Gebiet der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit trägt die Gemeinschaft ständig und 
unabhängig von den Störungen, die zuweilen in den 
politischen Beziehungen zwischen diesen Ländern 
oder einem der Mitgliedstaaten auftreten, zur wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung der AASM 
bei. Die AASM haben wiederholt ihre Genugtuung 
über die Objektivität und den Erfolg dieser Zusam- 
menarbeit zum Ausdruck gebracht. 

^ ^ ^ 

Das Assoziierungsabkommen mit den drei ostafri- 
kanischen Ländern gehört ebenfalls zum Gemein- 
schaftsgut und ist in gewisser Hinsicht eng mit dem 
Assoziierungsabkommen mit den AASM verknüpft. 

2. Die Politik der Gemeinschaft gegenüber den Län- 
dern des Mittelmeerraums 

Die Gemeinschaft hat mit den meisten Anlieger- 
staaten des Mittelmeers besondere Beziehungen an- 
geknüpft oder ist dabei, derartige Beziehungen an- 
zuknüpfen. Es handelt sich sowohl um europäische 
Länder, deren möglicher Beitritt zur Gemeinschaft 
sich aus politischen oder wirtschaftlichen Gründen 
verzögert (Griechenland, Türkei, Spanien, Portugal, 
Malta und Zypern) sowie um einige Länder, die ge- 
schichtlich begründete Beziehungen mit den Mit- 
gliedstaaten unterhalten haben und über deren As- 
soziierung eine Absichtserklärung vorliegt (Marok- 
ko, Tunesien, Algerien, Libyen) und schließlich um 
Länder, die ein unmittelbares Interesse an der Ent- 
wicklung einer ausgewogenen europäischen Politik 
im Mittelmeerraum haben (Israel, VAR, Libanon). 
Mit den meisten dieser Länder sind bereits präfe- 
rentielle Beziehungen in Form von Assoziierungen 
(Griechenland, Türkei, Marokko, Tunesien, Malta), 
präferentiellen Handelsabkommen (Spanien, Israel) 
oder auch nichtpräferentiellen Abkommen (Jugos- 
lawien, Libanon) angeknüpft worden. 

Die Bereitschaft dieser Länder zur Zusammenarbeit 
beruht auf einer gewissen Gleichheit der Interessen 
und einer Vielzahl durch Nachbarschaft und Tradi- 
tion bedingter Beziehungen. Diese Nähe und In- 
teressengleichheit führt zwangsläufig zu einer weit- 
gehenden Verflechtung, die über den Handel hin- 
ausgeht und sich auf Arbeitskräfte, Fremdenverkehr 
und unsichtbare Transaktionen aller Art erstreckt. 

Die enge Verflechtung der politischen und wirt- 
schaftlichen Interessen mit dem Einfluß, den Europa 
in diesem Gebiet ausüben kann, trägt dazu bei, daß 
die Entwicklung des Mittelmeerraums als natürliche 
Fortsetzung der europäischen Integration angesehen 
wird. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die mit den 
Mittelmeerländern abgeschlossenen Abkommen ins- 
gesamt das Interesse Europas an diesem Raum nur 
unzureichend widerspiegeln. Die Gemeinschaft hat 
durch diese Abkommen erst einen beschränkten 
Beitrag zur Entwicklung dieses Teils der Welt bei- 
getragen. 


3. Die Politik der Gemeinschaft gegenüber Latein- 
amerika 

Die Beziehungen der Gemeinschaft mit Lateiname- 
rika unterscheiden sich in mancher Hinsicht wesent- 
lich von denen mit Afrika und dem Mittelmeerraum: 

— Obschon diese Beziehungen seit langem bestehen 
und starke Bindungen verschiedenster Art vor- 
liegen, sind sie doch weniger eng, und sei es 
auch nur wegen der geographischen Entfernung. 

— Bevölkerungszahl und wirtschaftliche Ausmaße 
Lateinamerikas betragen ein Vielfaches derjeni- 
gen der AASM und der Mittelmeerländer; es 
tritt das Problem des Mißverhältnisses zwischen 
dem Bedarf dieses Erdteils und den Mitteln der 
Gemeinschaft auf, wodurch hier das Problem der 
Selektivität in aller Schärfe auftritt. 

— Zwischen dem Entwicklungsgrad und der wirt- 
schaftlichen Orientierung der einzelnen Länder 
und Regionen bestehen erhebliche Unterschiede, 
die es erforderlich machen, daß die Politik die 
regionalen Gegebenheiten berücksichtigt. 

Seit zwei Jahren ist die Politik der Gemeinschaft 
gegenüber Lateinamerika in eine neue Phase ge- 
treten: einmal hat die Kommission im Juli 1969 dem 
Rat ein Memorandum über die Beziehungen mit den 
lateinamerikanischen Ländern unterbreitet, in wel- 
chem die durch diese Beziehungen aufgeworfenen 
Fragen systematisch untersucht werden. Dieses Do- 
kument, das einen Gesamtüberblick über die Pro- 
bleme vermittelt und eine Beurteilung der Viel- 
schichtigkeit der Wirtschaftsstrukturen und der Be- 
dürfnisse der einzelnen Länder ermöglicht, bildet 
nach Ansicht des Rats eine geeignete Grundlage für 
spätere Untersuchungen, die die Gemeinschaft in 
diesem Bereich anstellen wird. Diese Untersuchun- 
gen sind übrigens 1970 und 1971 fortgesetzt worden. 

Auf Initiative der lateinamerikanischen Länder sind 
außerdem seit dem 1. Juni 1971 die Voraussetzun- 
gen für einen ständigen Dialog zwischen diesen 
Ländern und der Gemeinschaft geschaffen worden. 

4. Warenverkehr und Handelspolitik 

a) Unter dem Gesichtspunkt der quantitativen Er- 
gebnisse des Warenverkehrs zwischen der Gemein- 
schaft und den Entwicklungsländern ist hervorzu- 
heben, daß die Handelsbilanz seit der Errichtung 
der Gemeinschaft einen aktiven Saldo aufweist, 
während sie mit der übrigen Welt stark passiv ist. 
Die Einfuhren der EWG aus den Entwicklungslän- 
dern haben sehr rasch zugenommen, während ihre 
Ausfuhren in diese Länder nur langsam anstiegen. 
Das Handelsdefizit der Gemeinschaft hat den Ent- 
wicklungsländern die Möglichkeit gegeben, ihre 
Käufe in anderen Industrieländern zu finanzieren 
und einen Teil ihres eigenen Handelsdefizits zu 
decken. Im Gegensatz zu dem Handelsdefizit mit der 
übrigen Welt haben diese Länder also gegenüber 


6 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 2623 


der Gemeinschaft eine positive Bilanz aufzuweisen. 
Demnach haben die Entwicklungsländer insgesamt 
erheblich vom wirtschaftlichen Wachstum Europas 
profitiert, da dieses die Einfuhrkapazität der Ge- 
meinschaft ganz beträchtlich gesteigert hat. 

Diese - — allgemein gesehen — günstigen Ergeb- 
nisse müssen jedoch unter Berücksichtigung der 
Einfuhrstruktur der Gemeinschaft beurteilt werden 
(verhältnismäßig großer Anteil des Erdöls an den 
Grundstoffen und noch recht geringer' Anteil der 
Fertigprodukte an den Gesamteinfuhren aus den 
Entwicklungsländern); auch der zuweilen sehr unter- 
schiedlichen Entwicklung der verschiedenen Han- 
delsströme mit den einzelnen Gruppen von Ent- 
wicklungsiändein sollte Rechnung getragen werden. 

b) Die positiven Auswirkungen hätten nicht er- 
reicht werden können, wenn das allgemeine System 
der Handelspolitik der Gemeinschaft nicht so liberal 
gewesen wäre und wenn die Gemeinschaft sich nicht 
ständig bemühte, die Interessen der assoziierten 
und der nichtassoziierten Entwicklungsländer mit- 
einander in Einklang zu bringen. Im übrigen ist die 
Öffnung des Gemeinschaftsmarktes nur ein Teil des 
handelspolitischen Instrumentariums. Aufgrund des 
Erfolgs der Maßnahmen im Bereich des Zoll- und 
Kontingentabbaus wird dieses Instrument jedoch 
allmählich an Bedeutung verlieren. Dadurch wird 
der Einsatz anderer Instrumente nur noch notwendi- 
ger und dringlicher. 

Die Kommission hat von den Möglichkeiten, die sie 
auf Grund des Vertrags hat, weitgehend Gebrauch 
gemacht und ein weit verzweigtes Netz von bilate- 
ralen, regionalen und weltweiten Absprachen ge- 
knüpft. Einige Partner der Gemeinschaft werden ihr 
gewiß vorwerfen, sie habe kein zusammenhängen- 
des Werk geschaffen. Dieser Vorwurf ist begründet 
und zugleich übertrieben-, zwar ist es manchmal 
schwierig, bei den Maßnahmen der Gemeinschaft 
eine Leitlinie zu entdecken, aber die Probleme, bei 
deren Lösung die Gemeinschaft mitzuwirken hatte, 
konnten auch nicht allein mit den Mitteln des Zoll- 
und Kontingentabbaus befriedigend gelöst werden; 
dieses Instrument hat die Gemeinschaft soweit wie 
nur irgendmöglich angewandt. 

Mit dem Beschluß, bereits zum 1. Juli 1971 das An- 
gebot über die allgemeinen Zollpräferenzen in Kraft 
zu setzen, haben diese Maßnahmen einen Höhe- 
punkt erreicht. Als Ergebnis einer internationalen 
Konzertierung zunächst zwischen Industrieländern 
— ■ unter denen die Gemeinschaft und ihre Milglied- 
staaten eine hervorragende Rolle gespielt haben — 
und dann zwischen Industrieländern und Entwick- 
lungsländern ist dieser Beschluß die wichtigste 
Initiative, mit der die Gemeinschaft beweisen wollte, 
daß sie ihren Verpflichtungen auf Weltebene nach- 
zukommen gedenkt. Zu diesem Beschluß gehören 
Modalitäten und Bedingungen, die es ermöglichen, 
die verschiedenartigen Gegebneheiten der Unter- 
entwicklung zu berücksichtigen, und durch die ver- 


mieden wird, daß die allgemeinen Präferenzen die 
Kluft zwischen den Entwicklungsländern mit höhe- 
rem Entwicklungsstand und denen mit niedrigerem 
Entwicklungsstand, insbesondere den assoziierten 
Staaten, noch vergrößert. 

5, Nahrungsmittelhilfe 

Mit der Nahrungsmittelhilfe, die die Gemeinschaft 
seit 1967 gewährt, konnte sie die Zusammenarbeit 
in geographischer Hinsicht erweitern. Allerdings 
hätte sie dieses Mittel besser anwenden können: 

— Getreide: infolge der Aufteilung der jährlichen 
Hilfe von 1 Mio t auf einen Gemeinschaftsteil 
und einzelstaatliche Programme fehlt es bei der 
Festlegung der erforderlichen Maßnahmen an 
einer gewissen Koheränz; die Aufteilung hat sich 
auch auf die Verwaltung des Getreidemarktes 
nachteilig ausgewirkt. Leider konnte bisher der 
Anteil der Gemeinschaft nicht wesentlich ver- 
größert werden, obwohl die Nahrungsmittelhilfe 
mit der gemeinsamen Agrarpolitik verbunden ist 
und ihre Aufteilung die Ursache für den man- 
gelnden Zusammenhang ist. Für die Probleme 
der Verbindung zwischen der Entwicklungshilfe 
und der Nahrungsmittelhilfe und die Fragen der 
Kontrolle der Verwendung des Anteils der Ge- 
meinschaft an der Hilfe konnte keine völlig be- 
friedigende Lösung gefunden werden. 

— Milcherzeugnisse: Die Gemeinschaft hat den 
größten Teil der Milcherzeugnishilfe über das 
Weltcrnährungsprogramm verteilt. Die hierbei 
gemachten Erfahrungen zeigen wieder einmal, 
daß eine bessere Koordinierung der multilatera- 
len und der bilateralen Maßnahmen notwendig 
ist. 

6. Die Nahtstellen zwischen der Politik der Zusam- 
menarbeit mit den Entwicklungsländern und den 
anderen Politiken 

Die Politik der Zusammenarbeit geht über die ein- 
fache Anwendung der herkömmlichen finanziellen 
und kommerziellen Mittel hinaus. Ihr Erfolg hängt 
auch von der Vereinbarkeit der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik mit den Zielen ab, die mit der Zu- 
sammenarbeit verfolgt werden. 

In dieser Hinsicht ist die gegenwärtige Aufteilung 
der Kompetenz auf die verschiedenen nationalen 
Entscheidungszentren und die Gemeinschaft sehr 
unterschiedlich je nachdem, ob es sich um die Land- 
wirtschaft handelt, die vollständig Gemeinschafts- 
bestimmungen unterliegt, oder um die übrigen Sek- 
toren der wirtschaftlichen und sozialen Tätigkeit, 
die im wesentlichen noch von den Mitgliedsländern 
mit ihrer wenig koordinierten Politik abhängen. 

Die Beschlüsse der Gemeinschaft im Sozialbereich, 
auf dem Gebiet des Verkehrs, der Forschung oder 
des Steuerwesens weisen kaum eine andeutungs- 
weise Berücksichtigung der Probleme der Entwick- 
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lungsländer auf, auch wenn bei den Arbeiten im 
Zusammenhang mit dem mittelfristigen wirtschafts- 
politischen Programm damit begonnen wird, den 
Problemen der gegenseitigen Beziehungen zwischen 
der Gemeinschaft und den Entwicklungsländern eine 
gewisse Bedeutung beizumessen. Im sozialen Be- 
reich ist beispielsweise gegenwärtig festzustellen, 
daß die Mitgliedstaaten gegenüber den Arbeitneh- 
mern aus Drittländern eine recht unterschiedliche 
Haltung einnehmen, auch wenn die Kommission in 
den künftigen Orientierungen, insbesondere in 
ihrem Memorandum über die Sozialpolitik der Ge- 
meinschaft vorschlägt, der Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen der Wanderarbeitnehmer, 
insbesondere der Arbeitnehmer aus Entwicklungs- 
ländern, eine Vorrangstellung einzuräumen. 

Das Memorandum der Kommission über die Indu- 
striepolitik der Gemeinschaft bezieht sich ausdrück- 
lich auf die Probleme der Entwicklungsländer, und 
das Angebot der Gemeinschaft hinsichtlich der all- 
gemeinen Präferenzen ist ein Beweis für ernsthafte 
Bemühungen zugunsten der gewerblichen Fertig- 
waren. Weiterhin müssen jedoch alle Mittel einge- 
setzt werden, um den gewerblichen Ausfuhrerzeug- 
nissen der Entwicklungsländer den Zugang zu den 
Märkten der Gemeinschaft zu erleichtern. Die von 
der Kommission kürzlich aufgestellten industrie- 
politischen Leitlinien für den Textilsektor berück- 
sichtigen diese Notwendigkeit. Außerdem ist zu 
untersuchen, inwieweit sich die Möglichkeiten zu 
Maßnahmen vor allem bei der Absatzförderung, 
den Einfuhrregelungen tarifärer und nichttarifärer 
Art und der Unterstützung der Strukturanpassungen 
der Produktion der Gemeinschaft entsprechend dem 
Erfordernis der wirtschaftlichen Diversifizierung und 
Industrialisierung der Entwicklungsländer bietet. 

Das gilt auch für den Agrarsektor, dessen Erzeug- 
nisse im Gemeinschaftsangebot hinsichtlich der all- 
gemeinen Präferenzen erst eine geringe Rolle spie- 
len und dessen Öffnung für die internationale Kon- 
kurrenz begrenzt ist. Allerdings ist zu berücksichti- 
gen, daß die Landwirtschaft mit den ernsthaften 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat, die auf jedem in 
raschem Wandel begriffenen Sektor auftreten und 
daß die Gemeinschaftsinstitutionen bisher hier nur 
über einen begrenzten Spielraum verfügt haben. 
So konnte sich die Gemeinschaft bisher nicht am in- 
ternationalen Zuckerabkommen beteiligen, einem 
für viele Entwicklungsländer besonders wichtigen 
Instrument der Zusammenarbeit. Glücklicherweise 
wird sich diese Lage mit Erweiterung der Gemein- 
schaft ändern. 

C. Gegenwärtige Verteilung der 
Kooperationsinstrumente 

1. Zur Zeit sind die Befugnisse und Kompetenzen 
im Bereich der Zusammenarbeit in der Gemeinschaft 
wie folgt verteilt: 

a) Technische und finanzielle Zusammenarbeit 


i) Jeder Mitgliedstaat legt die Globalhilfe aus öf- 
fentlichen Mitteln fest, die er für die technische und 
finanzielle Zusammenarbeit aufwendet; außerdem 
bestimmt er nach seinem Ermessen die Zusammen- 
setzung dieser Hilfe, ihre geographische Verteilung, 
die Ziele und Grundsätze, die die Verwendung 
dieser Hilfe bestimmen, sowie den Teil der Hilfe, 
der über multilaterale Organisationen geleitet wird. 

überwiegend in der Hand der Mitgliedstaaten liegen 
auch die Maßnahmen, mit denen dem Privatsektor 
ein Anreiz zur Beteiligung an der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Entwicklungsländer geboten wer- 
den soll, d. h. Steuererleichterungen, Kredite und 
Investitionsgarantien. 

ii) Die Interventionen der Gemeinschaft auf diesem 
Gebiet sind begrenzt: in etwas größerem Umfang 
konnte sie lediglich für die Türkei, Griechenland, 
die AASM und die ÜLG Hilfsmaßnahmen ergreifen, 
und zwar in Höhe der Mittel, über die der EEF und 
die EIB verfügen. 

Aufgrund ihrer Maßnahmen für die technische und 
finanzielle Zusammenarbeit ist die Kommission 
Mitglied des Ausschusses für Entwicklungshilfe 
(DAG) der OECD. Ferner nimmt die Gemeinschaft 
als Beobachter an den Arbeiten internationaler 
Organisationen wie UNCTAD, ECOSOC, ECA und 
UNIDO teil. 

b) Handelspolitik 

Seit der Gemeinsame Markt in die endgültige Phase 
eingetreten ist, verfügt die Gemeinschaft über ein 
wichtiges Instrument für die Zusammenarbeit mit 
sämtlichen Entwicklungsländern; hierzu gehören 
auch die Kreditversicherung und die Ausfuhrkredite, 
für die bereits vor Ablauf der Übergangszeit syste- 
matisch Bemühungen um Harmonisierung und Ko- 
ordinierung der einzelstaatlichen Politiken aufge- 
nommen worden waren. 

Sie tritt in den internationalen Gremien als vollver- 
antwortliche Einheit auf, wenn es um ausschließlich 
in ihren Zuständigkeitsbereich fallende Angelegen- 
heiten geht, und im Rahmen einer gemischten Dele- 
gation Gemeinschaft-Mitgliedstaaten, wenn die zur 
Diskussion stehenden Fragen sowohl Bereiche der 
Gemeinschaft oder von Gemeinschaftsinteresse als 
auch unter die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
fallende Bereiche betreffen (Aushandlung des Zuk- 
kerabkommens, internationale Getreideübereinkom- 
men usw.). 

c) Nahrungsmittelhilfe 

Mit der Nahrungsmittelhilfe steht der Gemeinschaft 
ein weiteres Instrument für die Zusammenarbeit mit 
sämtlichen Entwicklungsländern zur Verfügung; was 
jedoch das Getreide anbetrifft, so wird die Vertei- 
lung im Rahmen des Internationalen Nahrungsmit- 
telhilfeübereinkommens zum Teil von der Gemein- 
schaft und zum Teil von den Mitgliedstaaten vorge- 
nommen. 
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d) Wirtschafts- und Sozialpolitik 

Die Zielsetzungen im Hinblick auf die Errichtung der 
Wirtschafts- und Währungsunion und die laufenden 
Beratungen über die gemeinsame Politik im Bereich 
des Sozialwesens (insbesondere die Umgestaltung 
des Europäischen Sozialfonds), der Industrie und 
Technologie werden die gegenwärtige Lage allmäh- 
lich dahingehend ändern, daß die Politik der einzel- 
nen Staaten stärker koordiniert wird und die Ge- 
meinschaftsorgane neue Befugnisse erhalten. 

2. Zur Skizzierung der gegenwärtigen Lage könnte 
man sagen, daß die Gemeinschaft mit der gemein- 
samen Handelspolitik ein Instrument besitzt, daß in 
der internationalen Zusammenarbeit immer mehr an 
Bedeutung gevvdnnt, während die Mitgliedstaaten 
die wichtigsten Befugnisse im Bereich der techni- 
schen und finanziellen Zusammenarbeit und im Be- 
reich der Wirtschaftspolitik — mit Ausnahme der 
gemeinsamen Agrarpolitik — weiterhin besitzen. 

Aus dieser Zersplitterung ergibt sich, daß die Ko- 
operationspolitik der Gemeinschaft und der Mit- 
gliedstaaten gegenwärtig ganz offensichtlich unter 
drei Schwächen leidet: 

— da den Mitgliedstaaten bei ihrer nationalen Ent- 
wicklungspolitik gemeinsame Ansichten und Ko- 
ordinierung fehlen, kommt es zu Überschneidun- 
gen, Konflikten und damit zu geringeren Erfol- 
gen; 

— ■ die Gemeinschaft befindet sich in einer beson- 
deren Lage, da sie durch die noch nicht abge- 
schlossene Integration diese nur schrittweise mit 
den Erfordernissen der internationalen Zusam- 
menarbeit in der Entwicklungspolitik in Einklang 
bringen kann; 

— der Gemeinschaft fällt es schwer, eine ausgewo- 
gene Politik der Zusammenarbeit mit sämtlichen 
Entwicklungsländern zu betreiben. 

IIL Grundsätze und Orientierungen 
einer gemeinschaftlichen Politik der 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 

A. Grundsätze 

Ziel jeder Politik der Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern ist die methodische Suche nach 
einer ausgeglicheneren und der Gegenwart besser 
angepaßten Verteilung des Wohlstandes in der 
Welt, also das Bemühen um bessere Lebensbedin- 
gungen und freie Entfaltung des Menschen. Vor- 
aussetzung hierfür ist, daß sich die Zusammenarbeit 
nicht auf die Durchführung einer Reihe von Maß- 
nahmen oder den Einsatz von Mitteln beschränkt, 
die ausschließlich auf die Entwicklung des Wirt- 
schaftspotentials der Länder der Dritten Welt abzie- 
len. Da der Fortschritt zum Wohle der Menschheit 
weitgehend durch den Wirtschaftsaufschwung her- 
beigeführt wird, der die erforderlichen Mittel für 
den Fortschritt im Sozialbereich, beim Gesundheits- 


I wesen und im Kulturbereich zur Verfügung stellen 
muß, so liegt es auf der Hand, daß keine Wirt- 
schaftsentwicklung von Dauer sein kann, wenn nicht 
gleichzeitig Ausbildung und Gesundheitszustand der 
Menschen, denen der Wirtschaftsfortschritt zugute 
kommen soll, verbessert werden. Obschon es Sache 
der Regierungen der Entwicklungsländer ist, Vor- 
rang und Orientierung ihrer Maßnahmen festzule- 
gen, besteht die Aufgabe der Industrieländer darin, 
zur Verwirklichung der Sozialvorhaben ebenso bei- 
zutragen, wie zur Wirtschaftsentwicklung. 

1. Unteilbarkeit der Ziele der Zusammenarbeit 

Schematisch gesehen kann das Endziel jeder gemein- 
schaftlichen Kooperationspolitik nur erreicht wer- 
den, wenn Ziele verwirklich L werden, die in gegen- 
seitiger Abhängigkeit voneinander stehen. 

a) Diversifizierung der Wirtschaft der Entwick- 
lungsländer 

Es ist erforderlich, die Wirtschaft der Entwicklungs- 
länder zu modernisieren und ihre Erzeugungen nicht 
nur horizontal, sondern auch vertikal zu diversifizie- 
ren, d. h. im Sinne einer Veredelung der Roherzeug- 
nisse durch industrielle Verarbeitung. Hierzu müs- 
sen natürlich nach und nach die erforderlichen — 
vor allem industriellen — Infrastrukturen geschaf- 
fen bzw. ausgebaut werden; auf sozialer und 
menschlicher Ebene müssen hierzu gleichzeitig die 
Maßnahmen getroffen werden, die für die volle 
Ausnutzung der Infrastrukturen Bedingung sind; 
von Anfang an muß vor allem berücksichtigt wer- 
den, daß unerläßliche Maßnahmen zur beruflichen 
und technischen Ausbildung bzw. Fortbildung not- 
wendig sind. 

Alle diese Maßnahmen müssen Teil von Entwick- 
lungsplänen sein, für die an erster Stelle die 
Entwicklungsländer selbst verantwortlich sind. Doch 
wird ihnen nur ein voller Erfolg beschieden sein, 
wenn sie über die oft engen nationalen Grenzen 
hinausgehen und auf einer breiteren, vorzugsweise 
regionalen Basis durchgeführt werden. 

Voraussetzung für die Diversifizierung und die In- 
dustrialisierung sind insbesondere Absatzmöglich- 
keiten für die Erzeugnisse der Entwicklungsländer 
im Ausland. Wenn sie ausschließlich auf den Ersatz 
der Einfuhren durch einheimische Erzeugnisse ange- 
wiesen wären, so würde dem Wirtschaftswachstum 
der Entwicklungsländer eine wesentliche Antriebs- 
kraft genommen und der Verschlechterung ihrer 
Terms of Trade nur teilweise entgegengewirkt 
werden. 

b) Änderung der Wirtschaftsstrukturen in der 
Gemeinschaft 

Ebenso wie die anderen Industrieländer muß also 
die Gemeinschaft Ausfuhrerzeugnisse der Entwick- 
lungsländer bevorzugt den Zugang zu ihrem Markt 
ermöglichen, ja sogar erleichtern. 
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Als Folge der Liberalisierung des Warenverkehrs 
mit den Entwicklungsländern — die Zusammenar- 
beit hat hier eine Erhöhung des Potentials zum Ziel 
— - muß die Gemeinschaft hinnehmen, daß sich ihre 
Wirtschaftsstrukturen allmählich in einer für die 
wirtschaftliche Diversifizierung und Industrialisie- 
rung der Entwicklungsländer günstigen Weise än- 
dern, und innerhalb der Gemeinschaft Maßnahmen 
ergreifen, um die Folgen dieser Strukturänderungen 
auf den von der Diversifizierung und Liberalisie- 
rung des Handels betroffenen Sektoren vorzuberei- 
ten und sie aufzufangen. Andernfalls würden die 
Veränderungen, die das Wirtschaftswachstum im 
Produktionsapparat der Entwicklungsländer herbei- 
führt, nur langsam vor sich gehen und sich kaum 
auf den Welthandel auswirken und daher auch nicht 
die Schaffung einer zufriedenstellenden internatio- 
nalen Arbeitsteilung begünstigen. 

c) Abstimmung 

Die Diversifizierung muß über eine Konzertierung 
auf drei Ebenen erfolgen: zwischen den Entwick- 
lungsländern, zwischen den Industrieländern und 
zwischen den ersteren und letzteren; damit wird die 
Unabhängigkeit der Staaten in diesem Bereich ge- 
wahrt und gleichzeitig den geplanten Aktionen eine 
größere Wirkung gesichert. Diese Konzertierung 
wäre im geeigneten regionalen Rahmen (Assozi- 
ierung) und auf Weltebene denkbar. 

Diese Ziele müssen im gleichen Maße wie die euro- 
päische Integration allmählich verwirklicht werden. 
Daher ist eine enge Verbindung zwischen den Fort- 
schritten bei der Integration der Gemeinschaft und 
den Fortschritten bei der Zusammenarbeit in der 
Entwicklungshilfe herzustellen. 

2. Gegenseitige Abhängigkeit der Kooperations- 
instrumente 

Ebenso wie die Ziele sind auch die Mittel und 
Maßnahmen, die zur Erreichung der Ziele in der 
erforderlichen Zeit zu ergreifen sind, zwangsläufig 
voneinander abhängig. 

a) Die Erfahrung der letzten zehn Jahre zeigt, daß 
die externen Impulse auf das Wirtschaftswachstum 
der Entwicklungsländer nicht allein von der finan- 
ziellen und technischen Zusammenarbeit ausgehen, 
sondern aufgrund der dynamischen Beziehung zwi- 
schen Ausfuhr und Wachstum im gleichen oder noch 
stärkeren Maße von der Güternachfrage auf den 
Weltmärkten ausgelöst werden. Zu der technischen 
und finanziellen Zusammenarbeit müssen daher 
auch die Voraussetzungen für eine stärkere Expan- 
sion und raschere Diversifizierung der Ausfuhren 
der Entwicklungsländer hinzukommen, d. h. einmal 
muß der Handel zwischen den Entwicklungsländern 
und die hierfür notwendige wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und zum anderen ihre Ausfuhren in die 
Industrieländer im allgemeinen und die Gemein- 
schaft im besonderen gefördert werden. 


i) Der Aufschwung des Handels zwischen den Ent- 
wicklungsländern wirft ein Problem auf, dem die 
Kommission große Bedeutung beimißt: für zahl- 
reiche Entwicklungsländer besteht die Notwendig- 
keit, ihre wirtschaftliche Zusammenarbeit auf regio- 
naler Ebene aufzubauen. Dies ist um so dringender 
erforderlich, als ihr Entwicklungsniveau und ihr Pro- 
Kopf-Einkommen niedrig sind; auch sind diese Län- 
der schwach bevölkert, besonders in Afrika. 

ii) Die Ausfuhren der Entwicklungsländer in die 
Gemeinschaft werden nur dann in ausreichendem 
Maße gesteigert und diversifiziert — auch wenn sie 
auf bestimmten Sektoren wettbewerbsfähig sind — 
wenn die Gemeinschaft hier drei Richtungen ver- 
folgt; 

— ihre eigene Wirtschaftsexpansion wird auf einem 
hohen Stand gehalten. Weil die Gemeinschaft 
die Wirtschaftsexpansion der Mitgliedstaaten ge- 
fördert hat, erwies sich die Errichtung der Ge- 
meinschaft für den Handel der Entwicklungslän- 
der als so günstig; 

— der Handel wird ■ — zur Vermeidung sozialer 
Härten — planmäßig gegenüber sämtlichen Aus- 
fuhren der Entwicklungsländer verstärkt libera- 
lisiert; dabei differieren die Maßnahmen aber 
nach folgenden vier Produktgruppen: gewerb- 
liche Erzeugnisse, landwirtschaftliche Verarbei- 
tungserzeugnisse, gleichartige und konkurrie- 
rende Grunderzeugnisse und tropische Erzeug- 
nisse. Für die beiden ersten Kategorien wird die 
Anwendung des Systems allgemeiner Präferenzen 
einen Fortschritt darstellen, der ohne den An- 
stoß, den die Gemeinschaft den Verhandlungen 
gegeben hat, zweifellos nicht gemacht worden 
wäre; die Gewährung von Präferenzen für die 
dritte Kategorie müßte im Hinblick auf eine 
Organisation der internationalen Märkte durch 
den Abschluß weltweiter oder regionaler Ab- 
kommen ergänzt werden, für die die Gemein- 
schaft bereits eindeutig Stellung genommen hat; 
bezüglich der tropischen Erzeugnisse wird sich 
die Gemeinschaft bemühen, mehr durch eine ge- 
eignete Preispolitik im Rahmen weltweiter oder 
auch regionaler Übereinkommen als mit neuen 
Senkungen des Gemeinsamen Zolltarifs ihre 
Verpflichtungen gegenüber den assoziierten 
Ländern mit ihrer Verantwortung gegenüber 
den übrigen Entwicklungsländern in Einklang 
zu bringen; 

— die schrittweise Liberalisierung der Handelspo- 
litik gegenüber den Entwicklungsländern wird 
gleichzeitig von einer Reihe von Maßnahmen 
unterstützt: 

# Maßnahmen auf dem Gebiet der Zusammen- 
arbeit und der Förderung des Verkaufs, um 
den Absatz der von den Entwicklungsländern 
ausgeführten Erzeugnisse in der Gemeinschaft 
zu erleichtern; 
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# Hilfsmaßnahmen im Rahmen der mittelfristi- 
gen Wirtschaftspolitik zwecks Erleichterung 
der Strukturänderungen, die sich aus der 
allmählichen Liberalisierung der gemeinsa- 
men Handelspolitik für die Gemeinschaft 
ergeben, und Vermeidung von sozialen 
Schwierigkeiten als deren Folge. Diese Libe- 
ralisierung setzt voraus, daß die nationale 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft mit den Zielen der Zusammen- 
arbeit vereinbar ist. 

h) Auf dem Gebiete der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit können sich die Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten nicht ausschließlich auf das In- 
strument der öffentlichen Hilfe beschränken. Diese 
ist zwar allgemein eine Voraussetzung für die För- 
derung der Diversifizierung und Modernisierung 
der Wirtschaft der Entwicklungsländer, ist jedoch 
allein unzulänglich. 

Es ist wichtig, daß der Privatsektor seinen eigenen 
Beitrag zur Durchführung der in den Entwicklungs- 
plänen festgelegten Entwicklungspolitik des Gast- 
landes leistet. Es ist unbedingt erforderlich, auf der 
Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten und der Ge- 
meinschaft die von der Öffentlichen Hand gebotenen 
Anreize zur Vergrößerung und Garantie des Anteils 
des Privatsektors zu verstärken und die Konzertie- 
rung der staatlichen und der privaten Maßnahmen 
besser zu organisieren. 

Die gemeinschaftliche Politik der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern muß hier das Anliegen 
der Gastländer berücksichtigen, die sichergehen 
wollen, daß die Fortschritte des modernen Produk- 
tionsapparates — gleichgültig in welcher Form — 
nicht ausschließlich vom Ausland gesteuert werden. 

Zu den üblichen Arten ausschließlich privater In- 
vestitionen gesellen sich daher immer mehr ge- 
mischte Investitionsformen, die die Beteiligung in- 
ländischen Kapitals des Aufnahmelandes, eine all- 
mähliche Eigentumsübertragung sowie die Hinzu- 
ziehung von Staatsangehörigen des Aufnahmelan- 
des zur Verwaltung ermöglichen. Auch gibt es be- 
reits Fälle, in denen sich die private ausländische 
Beteiligung auf die Nutzbarmachung der natürlichen 
Reichtümer beschränkt, die weiterhin Eigentum des 
Aufnahmelandes bleiben. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß sich die 
Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft gegenüber 
diesen verschiedenen Formen von Beziehungen 
zwischen dem Privatsektor und den Entwicklungs- 
ländern aufgeschlossen zeigen müssen; dies bein- 
haltet insbesondere, daß die verschiedenen Maß- 
nahmen zur Förderung von Privatinvestitionen sich 
den jeweiligen besonderen Verhältnissen unein- 
geschränkt anpassen lassen. 

Größere Wirksamkeit des Beitrags des privaten 
Sektors bedeutet auch, daß zwecks Erleichterung 
der Ausfuhren von wachstumsfördernden Gütern 


und Erzeugnissen, vor allem von Investitionsgütern, 
in die Entwicklungsländer die Maßnahmen zur Ko- 
ordinierung der Versicherungen und der selektiven 
Garantien für Ausfuhrkredite verstärkt werden und 
daß außerdem das Bemühen dahin geht, die Bedin- 
gungen eben dieser Ausfuhrkredite selektiv zu ver- 
bessern. 


3. Kohärenz und Koordinierung, die Voraussetzun- 
gen für eine zweckdienliche Politik der Gemein- 
schaft 

Die Instrumente der Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern stehen in engem Zusammenhang 
miteinander und ergänzen sich gegenseitig: erste 
Voraussetzung für eine zweckmäßige Kooperations- 
politik ist daher ein kohärenter Einsatz der Instru- 
mente. Die Verteilung der Instrumente und Zustän- 
digkeiten und das Nebeneinander autonomer einzel- 
staatlicher Politiken zwingen die Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten, die diese unerläßliche Kohärenz 
durch eine geeignete Koordinierung herbeiführen 
müssen, hier zu besonderer Wachsamkeit. 

4. Gegenseitige Ergänzung der einzelstaatlichen 
Maßnahmen und der gemeinschaftlichen Maß- 
nahmen im Bereich der technischen und finanziel- 
len Zusammenarbeit 

Da es wegen des sich vergrößernden Verantwor- 
tungsbereichs als Folge der zunehmenden internatio- 
nalen Ausstrahlung der Gemeinschaft und ihrer 
Anziehungskraft auf die Entwicklungsländer nicht 
möglich ist, die Tätigkeit der Gemeinschaft im Be- 
reich der finanziellen und technischen Zusammen- 
arbeit geographisch genau abzugrenzen, ist es 
weiterhin unerläßlich, daß die Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten die Mittel und Aufgaben der 
technischen und finanziellen Zusammenarbeit unter 
Beachtung objektiver Kriterien, die eine hinrei- 
chende gegenseitige Ergänzung der einzelstaatlichen 
Maßnahmen und der gemeinschaftlichen Maßnahmen 
und! damit einen besseren Gesamtnutzeffekt gewähr- 
leisten, untereinander verteilen. 

B. Leitlinien 

Die gemeinschaftliche Entwicklungspolitik müßte 
sich im wesentlichen nach den folgenden vier Leit- 
linien gliedern, die ein Ganzes bilden: 

— Berücksichtigung der Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern in allen Bereichen der Ge- 
meinschaftspolitik; 

— allmähliche Koordinierung der einzelstaatlichen 
Politiken und Maßnahmen; 

— Vertiefung des von der Gemeinschaft bei dei 
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern bisher 
Erreichten; 


11 



Drucksache VI/2623 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


— Bereitstellung zusätzlicher Möglichkeiten für die 
Zusammenarbeit der Gemeinschaft im finanziel- 
len und technischen Bereich. 

1. Berücksichtigung der Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern in den gemeinsamen Poli- 
tiken 

Im Prozeß der europäischen Integration konnte die 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern bis- 
her zwangsläufig nicht als eines der vorrangigen 
Ziele behandelt werden. Die Folge ist, daß die 
meisten Maßnahmen im Rahmen der Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern eher als etwas 
zweitrangig gelten. 

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten müssen 
künftig noch stärker als bisher dafür sorgen, daß 
die gemeinsamen und gemeinschaftlichen Politiken 
im Einklang mit den Zielen stehen, auf die sie mit 
Hilfe der spezifischen Instrumente der Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern zustreben, und 
daß sie die Erreichung dieser Ziele erleichtern. 

Diese notwendige Integration der Ziele der Zusam- 
menarbeit mit den Entwicklungsländern in die in- 
nergemeinschaftlichen Politiken muß natürlich pro- 
gressiv und geplant vor sich gehen, damit unvermit- 
telte soziale und wirtschaftliche Auswirkungen in- 
nerhalb der Gemeinschaft vermieden werden. Für 
den Nutzeffekt der Zusammenarbeit und das An- 
sehen der Gemeinschaft in den Entwicklungsländern 
ist sie jedoch unerläßlich. 

2. Allmähliche Koordinierung der einzelstaatlichen 
Politiken im Bereich der Zusammenarbeit 

Zur Behebung der inner- und außergemeinschaft- 
lichen Nachteile durch die Aufsplitterung der Zu- 
ständigkeiten auf die Mitgliedstaaten und die Or- 
gane der Gemeinschaft sowie durch das Nebenein- 
ander autonomer einzelstaatlicher Politiken muß die 
Tätigkeit des EEF und der EIB einerseits sowie der 
für bilaterale Hilfe zuständigen Stellen andererseits 
im Rahmen der Gemeinschaft stärker koordiniert 
werden; dann sind die Kooperationspolitiken der 
Mitgliedstaaten und der Organe der Gemeinschaft 
schrittweise miteinander in Einklang zu bringen. 

Zu dieser letzten Zielsetzung weist die Kommission 
darauf hin, daß es sich keineswegs darum handelt, 
die Politiken vollständig zu vereinheitlichen, denn 
in jedem Staat sind die Interessen, Möglichkeiten 
und Voraussetzungen anders gelagert; dies zu igno- 
rieren wäre unrealistisch. Angestrebt wird lediglich 
eine größere Kohärenz und ein höherer Nutzeffekt 
innerhalb eines Gesamtrahmens, in dem die einzel- 
nen Entscheidungsstufen nebeneinander bestehen 
bleiben. 

Wenn auch in recht bescheidenem Maße, so ver- 
gleichen die Mitgliedstaaten doch bereits in Gegen- 


wart der Entwicklungsländer ihre Ziele und Politiken 
im Bereich der Zusammenarbeit mit den übrigen 
marktwirtschaftlich ausgerichteten Industrieländern 
im Rahmen des OECD-Entwicklungshilfeausschus- 
ses sowie der Vereinten Nationen (UNCTAD, Wirt- 
schafts- und Sozialrat, Regionale Wirtschaftsaus- 
schüsse und andere Gremien, die sich mit dem 
zweiten Entwicklungsjahrzehnt befassen). Aller- 
dings geschieht dies sporadisch und ohne feste Ord- 
nung in Gremien, die wenig geeignet sind, das 
Gemeinschaftsbewußtsein zu fördern. Ihre Ansichten 
gehen daher häufig auseinander und führen zuwei- 
len zu offenen Meinungsverschiedenheiten, die das 
Ansehen der Gemeinschaft beeinträchtigen. Es mag 
widersinnig erscheinen, daß es bisher noch nicht 
möglich war, systematisch ähnliche Bemühungen 
innerhalb der Gemeinschaftsorgane zu unternehmen. 

Es wäre daher nicht logisch, wenn sich die Gemein- 
schaft künftig nicht um Konzertierung in einem so 
wesentlichen Bereich bemühte. Zwingender wird 
diese gegenseitige Abstimmung natürlich noch durch 
die bevorstehende Erweiterung der Gemeinschaft 
und die wachsende Zahl der assoziierten Staaten; 
bei einer Erweiterung wird sich zwangsläufig die 
Gefahr eines mangelnden Zusammenhangs und des 
Auseinanderstrebens der Auffassungen bei gleich- 
zeitig größeren Verpflichtungen der Gemeinschaft 
gegenüber den Entwicklungsländern erhöhen. Auch 
bei der Verwirklichung der internationalen Strategie 
für das zweite Entwicklungsjahrzehnt, die eine 
stärkere Koordinierung sowohl im DAC als auch 
in den UN-Organisationen erforderlich macht, wird 
diese gegenseitige Abstimmung noch an Bedeutung 
gewinnen. 

Alle diese Aussichten rechtfertigen nicht nur, son- 
dern erfordern sogar, daß die Politik der einzelnen 
Mitgliedstaaten und die gemeinschaftliche Politik 
der Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 
cchrittweise harmonisiert werden und daß eine ge- 
meinschaftliche Konzeption im Bereich der Zusam- 
menarbeit mit den Entwicklungsländern ausgear- 
beitet wird. 

Hier ist darauf hinzuweisen, daß die Koordinierung 
ganz allgemein zwar erforderlich ist, bei einigen mit 
Vorrang zu behandelnden Bereichen, wie Sozial- 
wesen, Gesundheitswesen und Kulturbereich, jedoch 
ganz besonders vonnöten ist. Die Beschränktheit der 
Mittel für alle Entwicklungsmaßnahmen und der 
Wettbewerb zwischen den einzelnen Zielsetzungen 
machen es nämlich notwendig, daß besonders auf 
diesen Gebieten Überschneidungen möglichst ver- 
mieden und die zur Verfügung stehenden Mittel 
optimal verwendet werden. 

Auf allen diesen Gebieten ist es angebracht, schritt- 
weise in einzelnen Etappen vorzugehen. 

So könnte man sich zunächst mit der Organisation 
einer ständigen, lückenlosen und gegenseitigen In- 
formierung der Mitgliedstaaten und Gemeinschafts- 
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Organe über alles, was mit der Politik der Zusam- 
menarbeit mit den Entwicklungsländern zusammen- 
hängt, befassen und hierbei gegebenenfalls gebiets- 
weise Vorgehen (AASM, Mittelmeerländer, Latein- 
amerika, Asien, Ferner Osten usw.). Ausgangsbasis 
dieser Informationstätigkeit könnte eine verbesserte 
Form der Berichte der kommerziellen Berater sein. 

Dieser Informationsaustausch wird jedoch durch eine 
Gegenüberstellung der Ziele und der Politiken er- 
gänzt werden müssen, damit Überschneidungen, 
Abweichungen und Mängel, die als nachteilig für 
den Gesamtnutzeffekt der Zusammenarbeit ermittelt 
wurden, allmählich beseitigt und die Grundlagen 
einer gemeinschaftlichen Konzeption geschaffen 
werden, bei der die Interessen und Differenzierun- 
gen der einzelnen Staaten Berücksichtigung finden. 

Auf Gemeinschaftsebene ist daher nach und nach 
für jeden Mitgliedstaat folgendes vorzusehen: 

- Gegenüberstellung der Absichten der einzelnen 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft hinsicht- 
Mch der Orientierung ihrer Politik gegenüber 
den Entwicklungsländern; 

— Ausarbeitung innerhalb der Gemeinschaft einer 
Haltung, die in allen für Entwicklungszusammen- 
arbeit zuständigen internationalen Organisatio- 
nen zu vertreten ist; 

— ein Abkommen, in welchem die Mitgliedstaaten 
Übereinkommen, ohne vorherige Absprache 
keine neuen bilateralen Verpflichtungen einzu- 
gehen, damit geprüft werden kann, ob verbun- 
dene oder gemischte Maßnahmen zweckmäßig 
und möglich sind. 

Im Hinblick hierauf will die Kommission jedes Jahr 
einen Bericht über den Stand des stattgefundenen 
Informationsaustausches sowie über die Fortschritte 
im Bereich der Koordinierung der Kooperations- 
politik der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
verfassen. 


3. Vertiefung des bisher von der Gemeinschaft im 
Bereich der Kooperationspolitik Erreichten 

Die Gemeinschaft ist sich ihrer allgemeinen Verant- 
wortung gegenüber den Entwicklungsländern be- 
wußt, hat aber bisher einigen Ländern Schwarz- 
afrikas, Madagaskar und Ländern des Mittelmeer- 
raums einen bevorzugten Platz in ihren auswärtigen 
Beziehungen eingeräumt. 

Dieser Grundzug der gemeinschaftlichen Politik ge- 
genüber Afrika südlich der Sahara und dem Mittel- 
meerraum muß beibehalten und unter gewissen 
Bedingungen weiterentwickelt werden. Von diesem 
bisher von der Gemeinschaft Erreichten ausgehend, 
muß sie eine Politik der Zusammenarbeit mit sämt- 
lichen Entwicklungsländern ausarbeiten und durch- 
führen. 


a) Assoziierung mit Afrika und Madagaskar 

Bei den Erweiterungsverhandlungen hat die Ge- 
meinschaft erneut bestätigt, daß sie die ursprüng- 
liche Form der Assoziierung, die sich aus einem 
kommerziellen, einem finanziellen und einem insti- 
tutionellen Teil zusammensetzt, sowie die Fortfüh- 
rung dieser Assoziierung für einzig richtig hält; sie 
hat bei dieser Gelegenheit ausdrücklich auf die 
genannte Struktur Bezug genommen. 

Das durch die Assoziation geschaffene Freihandels- 
system entspricht den GATT-Bestimmungen. Durch 
seine Anwendung ist weder der internationale 
Handel gestört, noch sind die Interessen der übrigen 
Welt beeinträchtigt worden, wie einem Vergleich 
des Eiitwicklungsverlaufs der AASM-Ausfuhren und 
der Drittländer-Ausfuhren in die Gemeinschaft sowie 
der Ausfuhren der Gemeinschaft und der übrigen 
Industrieländer in die AASM zu entnehmen ist. 

Wenn sich das Freihandelssystem eher zum Vor- 
ais zum Nachteil der Drittländer ausgewirkt hat, so 
stellt es für die Assoziation eine nicht zu ersetzende 
Gegebenheit dar, denn es bestimmt weitgehend den 
wirtschaftlichen Erfolg und vor allem die politische 
Bedeutung dieser Assoziation. Es muß daher beibe- 
halten werden. 

Die Assoziation hindert die Gemeinschaft in keiner 
Weise, an der Durchführung der internationalen 
Entwicklungsstrategie aktiv teilzunehmen, wie ihre 
Rolle als treibende Kraft bei der Ausarbeitung und 
Anwendung des Systems allgemeiner Präferenzen 
beweist. Die regionale Zusammenarbeit bildet eine 
notwendige Ergänzung der Politiken auf Weltebene, 
deren gleichmacherische Art sie mildert und deren 
Auswirkungen sie nuanciert. 

Alles spricht mithin dafür, daß die Gemeinschaft ihre 
Assoziierungspolitik mit Schwarzafrika und Mada- 
gaskar auf der Grundlage der derzeitigen aus drei 
Bereichen bestehenden Struktur fortsetzt, denn diese 
Zusammenarbeit bildet einen positiven und dauer- 
haften Beitrag zur Aufwärtsentwicklung der AASM 
und zum Weltgleichgewicht. Auf die Dauer ist die 
Fortsetzung dieser Assoziation also nicht nur für 
die politischen Beziehungen zwischen Europa und 
Afrika wichtig, sie ist es auch als starker Faktor der 
innerafrikanischen Beziehungen. 

Da es zweifellos Aufgabe der Gemeinschaft ist, eine 
immer größere Verantwortung auf Weltebene zu 
übernehmen, wird sie sich zu konkreten Lösungen 
veranlaßt sehen, bei denen die Originalität der 
Assoziierung mit den AASM gewahrt bleibt, die 
durch eine anpassungsfähige und offene Haltung 
der Partner gegenüber den verschiedenen mit dem 
System der Freihandelszonen verbundenen Gege- 
benheiten nicht beeinträchtigt würde. 

Sollte als Folge der EWG-Erweiterung die Ausdeh- 
nung der Assoziation durch Änderung einiger der 
derzeitigen Grundgegebenheiten eine Umgestaltung 
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erforderlich machen, so müssen die Assoziations- 
partner gemeinsam neue praktische Lösungen aus- 
findig machen, durch die die Grundstruktur nicht 
angetastet wird. 

b) Zusammenarbeit mit den Ländern des Mittel- 
meerraumes 

Die Anliegerstaaten des Mittelmeeres werden durch 
zwingende Notwendigkeiten in ihrem Willen zur 
Zusammenarbeit mit der Gemeinschaft bestärkt, 
denn die Gemeinschaft ist in den Bereichen des 
Handels, Fremdenverkehrs, der Beschäftigung, Ka- 
pitalbewegungen und Weitergabe von Kenntnissen 
ihr Hauptpartner und bietet ihnen die größten Ent- 
wicklungsaussichten. 

Für die Gemeinschaft ist der gesamte Mittelmeer- 
raum wirtschaftlich und kommerziell von größter 
Bedeutung. 

Die Kommission ist daher der Auffassung, daß es 
im Interesse der Gemeinschaft liegt, die Mittel aus- 
findig zu machen, die die derzeitigen Abkommen 
homogener aber auch wirkungsvoller gestalten. 
Hierzu sind die Handelsbestimmungen der Abkom- 
men allmählich durch Bestimmungen über technische 
und finanzielle Zusammenarbeit zu ergänzen, die 
auch bestimmte soziale Aspekte umfassen. Auf diese 
Weise erhält die gemeinschaftliche Politik gegen- 
über den Ländern des Mittelmeerraums die erfor- 
derlichen Instrumente für eine ausgewogene und 
auf Gegenseitigkeit beruhende Zusammenarbeit im 
weitesten Sinne. 

c) Zusammenarbeit mit allen Entwicklungsländern 

Die von der Gemeinschaft gegenüber einigen Ent- 
wicklungsländern praktizierte Politik der Gewäh- 
rung von Präferenzen entspricht besonderen Ver- 
pflichtungen und Interessen, die sowohl historischen 
und geographischen Ursprungs sind als auch auf 
einer nur zu verständlichen gegenseitigen wirt- 
schaftlichen Ergänzung und einer ganzen Reihe tra- 
ditioneller Beziehungen, die nicht nur kommerzieller 
Art sind, beruhen. 

Diese Art der Zusammenarbeit ist jedoch nur mög- 
lich, wenn sie sich auf einen relativ geringen Anteil 
des Welthandels erstreckt und wenn sie auf Länder 
begrenzt bleibt, die zu geographisch verhältnismäßig 
homogenen Zonen gehören. 

Darüber hinaus würde die Assoziierungspolitik ver- 
wässert und aufhören, eine Ergänzung der inter- 
nationalen Zusammenarbeit zu bilden, der sie dann 
wegen der von ihr hervorgerufenen umfangreichen 
Verzerrungen und Störungen im internationalen 
Handel zuwiderlaufen würde. 

Für diese mit sämtlichen Entwicklungsländern er- 
wünschte Zusammenarbeit sollten folgende Grund- 
gedanken richtungsweisend sein: 


— Im Zusammenhang mit den Ausfuhren der Ent- 
wicklungsländer in die Gemeinschaft werden sich 
die Gemeinschaftsmaßnahmen nicht auf den tari- 
fären Bereich beschränken, sondern werden sich 
auch auf bestimmte Maßnahmen nichttarifärer 
Art, Handelsbeschränkungen, Maßnahmen zur 
Handelsförderung und auf die Politik der Grund- 
stoffpreise erstrecken (vorzugsweise im Rahmen 
der Wirtschaft jedes Erzeugnisses). 

Im Bereich der Zolltarife wird die Erfahrung zeigen, 
ob die Anwendung allgemeiner Präferenzen auf 
sämtliche Ausfuhren der Entwicklungsländer aus- 
gedehnt werden kann, selbstverständlich nur soweit 
diese Maßnahme mit der Kohärenz der gemein- 
schaftlichen Politiken und insbesondere mit der 
Wahrung der Interessen der Länder, mit denen die 
Gemeinschaft bevorzugte Beziehungen unterhält, 
und mit den strukturellen Veränderungen oder An- 
passungen in der Gemeinschaft zu vereinbaren ist. 

— Im Bereich der Ausfuhren in Entwicklungsländer 
muß die Gemeinschaft einmal die Verwendung 
der Handels- und Unterstützungskredite durch 
selektive Verbesserung ihrer Bedingungen har- 
monisieren und zum anderen verstärkt Maß- 
nahmen zur Koordinierung der Versicherungen 
und Bürgschaften im Bereich der Ausfuhrkredite 
ergreifen. Diese verschiedenen Maßnahmen sol- 
len die Lieferung von Gütern und Erzeugnissen, 
die der Entwicklung dienlich sind, insbesondere 
von Investitionsgütern, fördern. 

— Bei den privaten Direktinvestitionen aus Mit- 
gliedstaaten sollen die einzelstaatlichen Förde- 
rungsmaßnahmen möglichst mit dem Modell in 
Einklang gebracht werden, das die größte Aus- 
wahl allgemeiner Möglichkeiten bietet, damit 
alle Entwicklungsländer erfaßt werden können. 
Auf Gemeinschaftsebene wird zunächst der Ab- 
schluß bilateraler Abkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und den Entwicklungsländern ge- 
fördert; hierdurch sollen die Investitionen auf 
paritätischer Basis gefördert und geschützt wer- 
den; anschließend soll ein Gemeinschaftssystem 
für Investitionsgarantien eingeführt werden. 

4. Ausstattung der Gemeinschaft mit zusätzlichen 
Instrumenten der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit 

Außer den Mitteln für die verstärkte Zusammen- 
arbeit mit den afrikanischen Ländern und den Län- 
dern des Mittelmeerraums hält die Kommission es 
für notwendig, daß die Gemeinschaft nach und nach 
mit den ihr gegenwärtig fehlenden Mitteln ausge- 
stattet wird, um eine echte Politik der Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern zu führen, also 
eine Politik, die den Zuständigkeiten und eigenen 
Interessen der Gemeinschaft besser angepaßL und 
geographisch besser ausgewogen ist und die die 
unterschiedlichen Gegebenheiten in den Entwick- 
lungsländern berücksichtigt. 
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Bei der derzeitigen Lage der Dinge kann offensicht- 
lich nicht angestrebt werden, daß die Gemeinschaft 
unter Einsatz umfangreicher Mittel eine weltweite 
Politik der Zusammenarbeit unternimmt, für die 
jedes Land, sofern es ein Entwicklungsland ist, in 
Frage käme. Es handelt sich lediglich darum, der 
Gemeinschaft zusätzliche Möglichkeiten an die Hand 
zu geben, damit sie in angemessener Weise den 
Anträgen auf Zusammenarbeit nachkommen kann, 
die Entwicklungsländer oder -gruppen an sie richten 
und künftig in immer größerer Zahl an sie richten 
werden. 

Bei der Festlegung der Maßnahmen im Bereich der 
Zusammenarbeit und ihrer Ausrichtung muß von 
einer ganzen Reihe von Kriterien ausgegangen 
werden, die das Streben nach einer besseren gegen- 
seitigen Ergänzung und einer größeren Kohärenz 
zwischen der Gemeinschaftsaktion und den einzel- 
staatlichen Maßnahmen miteinander in Einklang 
bringt, um den Gesamtnutzeffekt zu erhöhen. 

a) Art der gemeinschaftlichen Maßnahmen 

Zwei grundlegende Kriterien, die zur Verbesserung 
der gegenseitigen Ergänzung und des Zusammen- 
hangs zwischen der gemeinschaftlichen Politik und 
den einzelstaatlichen Politiken geeignet sind, müs- 
sen die Gemeinschaft bei der Wahl ihrer zusätz- 
lichen Kooperationsmaßnahmen leiten: 

— das erste Kriterium ergibt sich aus dem Umstand, 
daß die Gemeinschaftsebene objektiv für die 
zweckvolle Durchführung einiger Kooperations- 
maßnahmen besser geeignet ist als die einzel- 
staatliche Ebene (beispielsweise bei Maßnahmen 
zur Handelsförderung); 

— das zweite Kriterium liegt in der besonderen 
Aufgabe der Gemeinschaft, die Entwicklungs- 
länder bei der Organisation oder dem Ausbau 
ihrer wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf über- 
staatlicher Ebene zu unterstützen. 

b) Ausrichtung^ der gemeinschaftlichen Maßnahmen 

Die Gemeinschaft strebt mit ihrer Zusammenarbeit 
keinerlei Vormachtstellung an und läßt sich von 
keinen merkantilen Erwägungen leiten; daher sind 
die zur Verfügung stehenden Mittel in erster Linie 
und hauptsächlich entsprechend dem Bedarf der Ent- 
wicklungsländer und unter Berücksichtigung der 
ihnen aus anderen Quellen als der Gemeinschaft 
zufließenden Hilfsgeldern zuzuteilen. 

Außerdem müßte innerhalb jeder Region den am 
wenigsten entwickelten Ländern der Vorzug ge- 
geben werden, wobei der Grad ihrer Entwicklung 
selbstverständlich unter Berücksichtigung von Fak- 
toren zu beurteilen ist, wie natürliche Reichtümer, 
Vorteile der geographischen Lage und Stand ihrer 
Zahlungsbilanz. 


Soweit möglich wird außerdem ihre tatsächliche 
Bereitschaft, eine auf das allgemeine Wachstum aus- 
gerichtete zweckvolle Politik durchzuführen, be- 
rücksichtigt, die unter anderem an dem Grad ihrer 
Beteiligung an der regionalen wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit gemessen werden könnte. 

Ein weiteres Kriterium im Zusammenhang mit ver- 
schiedenen Bindungen, beispielsweise historischer 
und kultureller Art, dürfte ebenfalls aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit, insbesondere im Bereich der 
technischen Zusammenarbeit in Frage kommen und 
könnte dazu führen, daß den Entwicklungsländern, 
mit denen diese Bindungen bestehen, gegenüber 
den anderen ein gewisser Vorzug eingeräumt wird. 

Diese Kriterien könnten die Gemeinschaft veran- 
lassen, mit einigen dieser Drittländer „Koopera- 
tionsabkommen" abzuschließen, die ein Zwischen- 
stadium zwischen Assoziierungsabkommen und dem 
auf die anderen Entwicklungsländer anwendbaren 
allgemeinen System bilden würden. Derartige Ab- 
kommen könnten — besonders bei den Ländern des 
Mittelmeerraums — Maßnahmen im Bereich der 
finanziellen und technischen Zusammenarbeit ent- 
halten. 

^ ^ ^ 

Zur Veranschaulichung dieser zusätzlichen Möglich- 
keiten läßt sich hinsichtlich der Zusammenarbeit mit 
Lateinamerika und Asien folgendes ausführen: 

LATEINAMERIKA 

Durch die Gewährung allgemeiner Präferenzen und 
den allmählichen Abbau der Zölle auf tropische Er- 
zeugnisse ist der Aktionsspielraum gegenüber 
Lateinamerika im Bereich der Zölle und Kontin- 
gente äußerst begrenzt. 

Die übrigen Formen der Zusammenarbeit — insbe- 
sondere im finanziellen und technischen Bereich — 
erscheinen um so wichtiger. Hiermit zusammen- 
hängende Maßnahmen müssen mit den handelspoli- 
tischen Maßnahmen, vor allem mit den allgemeinen 
Präferenzen, koordiniert werden. 

Um ein Höchstmaß an Zweckmäßigkeit bei der ge- 
meinschaftlichen Politik unter Berücksichtigung der 
erheblichen Unterschiede zwischen dem Entwick- 
lungsgrad und den Möglichkeiten der Länder und 
Regionen Lateinamerikas zu erzielen, muß diese 
Politik auf die einzelnen Regionen abgestimmt und 
ihren jeweiligen Merkmalen genau angepaßt sein. 
Der von diesen Ländern erwartete Grad der Ge- 
genseitigkeit müßte sich umgekehrt zu ihrem Ent- 
wicklungsniveau verhalten. Bei der Wahl der Maß- 
nahmen sind genaue Selektivregeln anzuwenden. 

Besondere Beachtung ist der Hilfe für die Integrie- 
rung innerhalb der einzelnen Regionen zu schenken. 
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ASIEN 

Abgesehen von einigen Maßnahmen im Handels- 
bereich hinsichtlich einiger Erzeugnisse und einiger 
Länder hat die Gemeinschaft bisher noch keine Ge- 
samtbetrachtungen über ihre Beziehungen zu diesem 
Großkontinent und über die Möglichkeit eines Bei- 
trags zu einer Entwicklung angestellt. 

Insgesamt gelten die vorstehenden Bemerkungen 
und Leitgedanken für Lateinamerika auch für Asien; 
allerdings sind hier die mengen- und qualitätsmäßi- 
gen Voraussetzungen wesentlich anders: die Be- 
völkerungszahl ist um ein Vielfaches höher; Pro- 
Kopf-Einkommen, Entwicklungsgrad, regionaler Zu- 
sammenhang und demzufolge die Tendenz zur Inte- 
gration sind geringer. Schließlich weicht die Pro- 
duktionsstruktur, insbesondere die Agrarstruktur, 
ganz erheblich von der in Lateinamerika ab. 

Die Ausarbeitung einer Politik der Zusammenarbeit 
mit Asien wirft daher noch größere Schwierigkeiten 
auf als bei Lateinamerika. 


IV. Hauptsächliche Aktionsarten 

Aufgrund der vorstehenden Ausiührungen zieht die 
Kommission verschiedene Aktionsarten für die 
siebziger Jahre in Betracht, die hier zunächst kurz 
angedeutet, später aber ausführlicher beschrieben 
werden. Wie die Verhandlungen mit den Bewerber- 
ländern bei wichtigen Problemen bereits gezeigt 
haben, wird die Erweiterung der Gemeinschaft sich 
natürlich auf die gemeinschaftliche Politik der Zu- 
sammenarbeit und auf die konkreten Einzelheiten 
ihrer Durchführung auswirken. Unter Berücksichti- 
gung dieser Gegebenheiten ist die Kommission 
jedoch der Auffassung, daß die von ihr unterbreitete 
Politik im wesentlichen von der Gemeinschaft ver- 
wirklicht werden sollte und könnte. 


A. Maßnahmen aufgrund von Beschlüssen 
aus der Zeit vor diesem Memorandum und 
aufgrund künftiger Verpflichtungen 

Für diese Maßnahmen wird die Kommission ent- 
sprechend dem für sie bereits festgesetzten Zeitplan 
genaue Vorschläge vorlegen. 

Im wesentlichen handelt es sich um: 

— die Anpassung der Abkommen im Mittelmeer- 
raum an die erweiterten Gemeinschaften; 

— die Erneuerung auf breiterer Basis der Abkom- 
men mit Marokko und Tunesien, wie in diesen 
Abkommen vorgesehen, und die Entwicklung und 
Vertiefung der gemeinschaftlichen Politik gegen- 
über den Ländern des Mittclmeerraums im 
kommerziellen Bereich und in den übrigen Be- 
reichen der Zusammenarbeit; 


— Verhandlungen über einen neuen Abschnitt der 
Assoziierung mit den AASM und den ostafrika- 
nischen Ländern im Zusammenhang mit einer 
etwaigen Ausdehnung dieser Politik auf weitere 
Bewerbcrländer; 

— weitere Maßnahmen im Zusammenhang mit be- 
reits eingeleiteten Aktionen wie: 

allgemeine Präferenzen, Nahrungsmittelhilfe, 
Beteiligung an der dritten Welthandelskonfe- 
renz, Beteiligung an den Arbeiten im Rahmen 
des zweiten Entwicklungsjahrzehnts; 

— im Zusammenhang mit Lateinamerika, die An- 
wendung der vom Rat vorgesehenen Maßnah- 
men im Anschluß an die Prüfung der Mitteilung 
der Kommission^). 


B. Sonstige zu unternehmende oder 
fortzusetzende Maßnahmen 

1. Maßnahmen im Bereich des Handels 

Die künftig begrenzten Möglichkeiten im Bereich 
von Zöllen und Kontingenten führen dazu, die Han- 
delspolitik umfassender zu sehen und Aktionsmög- 
lichkeiten in drei Bereichen anzustreben. 

a) Abkommen über Grunderzeugnisse 

Bei Grunderzeugnissen werden die Maßnahmen der 
Gemeinschaft ganz allgemein von der Entschließung 
Nr. 73 (X) des UNCTAD-Rats ausgehen. 

Im Zusammenhang mit den bestehenden Abkommen 
müßte die Gemeinschaft zunächst dem Internatio- 
nalen Zuckerübereinkommen beitreten und hierzu 
innergemeinschaftliche Maßnahmen zur schrittwei- 
sen Verminderung der strukturellen Überschüsse in 
der Gemeinschaft durchführen. Die Art, wie die Ge- 
meinschaft die Zuckerprobleme während der Bei- 
trittsverhandlungen angeschnitten hat, eröffnet übri- 
gens für einige Entwicklungsländer, die Zucker in 
großen Mengen ausführen, interessante Perspek- 
tiven. 

Im Falle des Internationalen Kaffeeabkommens 
müßte sich die Gemeinschaft an den langfristigen 
Maßnahmen, insbesondere an den Maßnahmen be- 
treffend die Produktion, beteiligen, die im Über- 
einkommen vorgesehen, aber bisher noch kaum in 
Angriff genommen worden sind. 

Bei anderen Erzeugnissen (Kakao, Ölfrüchte und 
Saaten, Tee, Jute) müßte die Gemeinschaft die von 
ihr bereits ergriffenen Initiativen Wiederaufleben 
lassen und gegebenenfalls neue ergreifen. 


^) Vgl. Ratsdokument S/913/2/70 (COMER 211) rev. 2. 
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Sollte sich der Abschluß etwaiger Abkommen als 
unmöglich erweisen, oder sollten beim Abschluß 
derartiger Abkommen nachteilige Verzögerungen 
für die Entwicklungsländer eintreten oder sollte für 
irgendein Erzeugnis ein weltweites Abkommen nicht 
gerechtfertigt sein, so könnte die Gemeinschaft ent- 
weder gegenüber allen Entwicklungsländern oder 
auf regionaler Ebene die vorläufige autonome oder 
konzertierte Anwendung der für die internationalen 
Übereinkommen vorgesehenen Bestimmungen in 
Betracht ziehen oder sie könnte nach Maßgabe des 
Vorrangs ihrer Verpflichtungen ad hoc-Lösungen 
anstreben, die auch für andere Entwicklungsländer 
in Frage kämen. 

b) Änderung der Maßnahmen in den nichttarifären 
Bereichen 

Hier schlägt die Kommission vor, die zur Zeit in der 
Gemeinschaft laufende Harmonisierung der Gesetz- 
gebung der einzelnen Staaten auszunutzen, um die 
Gütebezeichnnng möglichst zu schützen; dies kann 
in zahlreichen Fällen dazu führen, daß mehr natür- 
liche Erzeugnisse verwendet werden. Wie sie es 
bereits wiederholt getan hat, weist die Kommission 
darauf hin, daß die allmähliche Abschaffung der 
Verbrauchsteuern, die noch von einigen Mitglied- 
staaten auf Erzeugnisse erhoben werden, die für 
Entwicklungsländer von Interesse sind, eine Maß- 
nahme wäre, die die gemeinschaftlichen Einfuhren 
dieser Erzeugnisse stark fördern würde. 

c) IlandeUördernde Maßnahmen, die den Entwick- 
lungsländern eine Steigerung ihrer Ausfuhren 
ermöglichen sollen 

ln diesem Bereich sind die Möglichkeiten einer Zu- 
sammenarbeit besonders groß und für Gemein- 
schaftsaktionen geeignet, die folgende Formen an- 
nehmen könnten: 

— kommerzielle Schulung von Staatsangehörigen 
der Entwicklungsländer, um ihnen eine bessere 
Kenntnis vom Markt der Gemeinschaft zu ver- 
mitteln; 

^ — Schaffung einer Stelle für die Förderung der 
Ausfuhr der Entwicklungsländer, die die öffent- 
lichen Stellen für Ausfuhrförderung (und auch 
die Unternehmen dieser Länder) beim Auffinden 
von Lösungen für ihre Vermarktungsprobleme 
unterstützt; 

- Einrichtung von Handelszentren der Gemein- 
schaft in einigen Ländern, deren Aufgabe es ist, 
die für die Gemeinschaft bestimmten Ausfuhren 
und daneben auch die Verkäufe der Gemein- 
schaft in den betreffenden Ländern zu fördern; 

— technische Hilfe der Gemeinschaft für die Ent- 
wicklungsländer in Fragen der gesundheitspoli- 
zeilichen Vorschriften und anderer Bestimmun- 
gen, damit diese Länder in die Lage versetzt 


werden, ihre Ausfuhren in Übereinstimmung mit 
den Gemeinschaftsvorschriften durchzuführen. 

2. Zusammenarbeit auf sozialer und menschlicher 
Ebene 

In diesem Bereich läßt sich zwischen drei Arten von 
Maßnahmen unterscheiden: 

— Schaffung von Infrastruktur (Krankenhäuser, 
Schulen, Wohnungen, Fachinstitute usw.); 

— Ausbildungsmaßnahmen (Unterricht, Praktika, 
Lehrgänge, Berufsausbildung usw.); 

— Ausbau eines geeigneten technischen Dienstes, 
der allgemein die Voraussetzung für eine dyna- 
mische Durchführung der beiden vorstehenden 
Maßnahmen insolern ist, als die Entwicklungs- 
länder zur Zeit meistens nicht über die erforder- 
lichen Führungskräfte für diese Durchführung 
verfügen. 

Angesichts des immensen Bedarfs der Entwicklungs- 
länder in diesem Bereich und der dadurch zwangs- 
läufig relativ sehr begrenzten Möglichkeiten der 
Industrieländer zur Deckung dieses Bedarfs, ist es 
hier ganz besonders notwendig, daß eine kohärente 
und koordinierte Durchführung der geplanten Maß- 
nahmen angestrebt wird. Die Gemeinschaft bietet 
zweifelsohne den richtigen Rahmen für eine erste 
unerläßliche Abstimmung, damit die Mitgliedstaaten 
und die Gemeinschaft bei ihren Bemühungen eine 
günstigere Wirkung erzielen. 

3. Maßnahmen im Bereich der technischen und fi- 
nanziellen Zusammenarbeit 

a) Zur Gewährleistung einer größeren Regelmäßig- 
keit der finanziellen Leistungen müßte eine mehr- 
jährige Planung der öffentlichen Leistungen herbei- 
geführt werden. Durch die ausdrückliche Einbezie- 
hung der Prüfung dieser Leistungen in die Program- 
me der mittelfristigen Wirtschaftspolitik der Ge- 
meinschaft könnten die für die Entwicklungsländer 
bestimmten Leistungen nicht nur mit größerer Re- 
gelmäßigkeit durchgeführt werden, sondern es 
könnte auch besser auf die Verwirklichung der men- 
genmäßigen Ziele der Hilfe hingesteuert werden. 

Aus der gleichen Überlegung macht es die in vieler 
Hinsicht besorgniserregende Verschuldung zahl- 
reicher Entwicklungsländer notwendig, daß ein bes- 
seres Gleichgewicht einmal zwischen öffentlichen 
und privaten Leistungen und zum anderen bei den 
öffentlichen Leistungen zwischen Zuwendungen und 
Darlehen angestrebt wird, wobei für die Darlehen 
möglichst günstige Bedingungen zu gewähren sind. 
Die genaue Planung der Leistungen ist zur Erlan- 
gung dieses Gleichgewichts unbedingt wichtig. 

b) Zur Erhöhung des Nutzeffektes der finanziellen 
und technischen Hilfe besteht Veranlassung, eine 
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schrittweise Bindungsaufhebung bei den bilateralen 
Hilfen der Mitgliedstaaten auf Gemeinschaftsebene 
in Betracht zu ziehen’). Die Schranken zwischen 
den Mitgliedstaaten durch die Bindung der Hilfe 
verlieren nämlich, je weiter der Ausbau der Ge- 
meinschaft vorangeht, immer mehr ihren Sinn. 

c) Aufgrund ihrer Beschaffenheit ist die Gemein- 
schaft ganz besonders dazu berufen, systematisch 
die Leistung technischer Hilfe bei der regionalen 
Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern zu 
fördern. Hierzu gehören insbesondere: 

— Praktika und Kolloquien für Staatsangehörige 
der Entwicklungsländer, die sich in einem Inte- 
grationsprozeß befinden, und für Beamte der 
Stellen für regionale Zusammenarbeit; 

— Entsendung unabhängiger Fachleute an die glei- 
chen Stellen; 

— Entsendung von Beamten der Gemeinschaften zu 
diesen Stellen. 

Ferner müßte die Möglichkeit finanzieller Beiträge 
der Gemeinschaft zu Untersuchungen oder Vorha- 
ben, die unmittelbar die regionale Integration be- 
treffen, ins Auge gefaßt werden. 

d) Sämtliche Probleme, die bei der technischen Zu- 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern auftre- 
ten, sind zu untersuchen, damit für sie eine gemein- 
schaftliche Lösung gefunden wird. 

e) Um den Nutzeffekt der privaten Leistungen zu 
erhöhen und eine aktive, kohärente Politik der Pri- 
vatinvestitionen in den Entwicklungsländern zu 
fördern, ist insbesondere folgendes vorzusehen: 

— Koordinierung auf Gemeinschaftsebene der ein- 
zelstaatlichen Maßnahmen als Anreiz für direkte 
Privatinvestitionen und schrittweise Anpassung 
dieser Maßnahmen an das Modell, das in der 
Gemeinschaft am vollständigsten ist; 

— Einführung eines Gemeinschaftssystems für die 
Garantie der Privatinvestitionen; 

— gemeinsame Vorbereitung mit den Entwicklungs- 
ländern der Voraussetzungen für die Aufnahme 
von privaten Investitionen; 

— Schaffung einer Datenbank zur Unterrichtung 
über Investitionsmöglichkeiten in den Entwick- 
lungsländern; 

— Erweiterung des Aufgabenbereichs der EIB auf 
die Finanzierung von Ausfuhren der Gemein- 
schaft in die Entwicklungsländer, mit denen die 
Gemeinschaft besondere Beziehungen im Bereich 
der Zusammenarbeit unterhält; 

— Schaffung von Zulieferbörsen zwischen Indu- 
striellen der Gemeinschaft und den Entwicklungs- 
ländern; 


— Einrichtung eines gemeinschaftlichen Melde- 
systems für private Direktinvestitionen in den 
Entwicklungsländern. 


4. Sonstige Maßnahmen 

a) Im Bereich der angewandten wissenschaftlichen 
und technischen Forschung wird die Kommission die 
Ausarbeitung von Leitlinien zum Ausbau der wis- 
senschaftlichen Strukturen der Entwicklungsländer 
und eine konzertierte Ausrichtung der Anstrengun- 
gen der Mitgliedstaaten entsprechend dem jeweili- 
gen Bedarf der Entwicklungsländer oder Entwick- 
lungsländergruppen Vorschlägen. 

b) In Übereinstimmung mit den Leitlinien in ihrem 
Memorandum über die gemeinsame Sozialpolitik 
wird die Kommission geeignete Vorschläge machen, 
die zum Ziel haben, 

— • die statistische Erhebung der Fluktuation der 
Wanderarbeiter aus Entwicklungsländern zu 
verbessern; 

— die Eingliederung der Wanderarbeitnehmer in 
das wirtschaftliche und soziale Leben der Auf- 
nahmeländer zu fördern; 

— die den Arbeitnehmern der Gemeinschaft ge- 
währten Vorteile schrittweise auch den Wander- 
arbeitnehmern aus Entwicklungsländern zu ge- 
währen. 

c) Die Kommission wird ihre Bemühungen, die öf- 
fentliche Meinung für Entwicklungsfragen aufge- 
schlossener zu machen und die Information hierüber 
zu verbessern, durch einen besseren Einsatz der 
vorhandenen Mittel und eine bessere Koordinierung 
der Informationstätigkeit intensivieren. 

d) Technische Maßnahmen, insbesondere das Stre- 
ben nach Übereinstimmung zwischen den Produk- 
tionsstatistiken und den Außenhandelsstatistiken 
sollen es ermöglichen, die Auswirkungen der han- 
delspolitischen Maßnahmen auf den Verbrauch und 
die Produktion in der Gemeinschaft genauer zu er- 
mitteln. 

* * * 

Diese verschiedenen Maßnahmen, die die gemein- 
schaftliche Politik der Zusammenarbeit bilden sollen, 
werden erst nach und nach ausgearbeitet und durch- 
geführt werden können. 


Die Formulierung dieses Vorschlages richtet sich da- 
nach, ob sich der Vorschlag auf Zuwendungen und Dar- 
lehen erstreckt oder, falls die DAC-Arbeiten zur Bin- 
dungsaufhebung der Darlehen rasch zu einer Einigung 
führen, nur auf Zuwendungen. 
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Schlußfolgerungen 

Mit der Ausarbeitung des Memorandums und seiner 
Weiterleitung an die Gemeinschaftsorgane wollte 
die Kommission die Voraussetzungen für eine 
grundlegende Debatte auf Gemeinschaftsebene über 
die Probleme der Zusammenarbeit mit den Entwick- 
lungsländern schaffen. Es liegt im Bestreben der 
Kommission, daß eine derartige Debatte zu kon- 
kreten Maßnahmen führt; sie hat daher eine mög- 
lichst vollständige Liste der Aktionsbedingungen 
und -modalitäten aufgestellt, die für eine echte 
Politik der Zusammenarbeit mit der Dritten Welt 
notwendig sind. Sie ist sich allerdings bewußt, daß 
sich eine derartige Politik nur allmählich entwickeln 
kann und daß es insbesondere angebracht ist, die 
beabsichtigten Maßnahmen anhand der Leitlinien, 
die bei den kommenden Arbeiten aufgestellt wer- 
den, zu planen und anzupassen. Besonders die Wahl, 
in welcher Reihenfolge die Maßnahmen zu ergreifen 
sind, muß unter Berücksichtigung der erforderlichen 
Mittel getroffen werden, die hierfür zur Verfügung 
gestellt werden können. 

Die Kommission möchte jedoch hervorheben, welche 
Bedeutung sie den Grundsätzen und Leitlinien in 
diesem Memorandum beimißt; in diesem Zusam- 
menhang weist sie darauf hin, daß die Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern eine logische 
Folge der gemeinschaftlichen Integration ist: sie 
bildet nämlich einen Teil der verschiedenen durch- 
zuführenden Politiken (Handels-, Agrar-, Industrie- 
politik usw.), der vor allem bei den ersten Bemü- 
hungen um politische Zusammenarbeit nicht umgan- 
gen werden kann. 


Nach Auffassung der Kommission ist es daher ange- 
bracht, bei dieser gemeinschaftlichen Politik der Zu- 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern von der 
derzeitigen Politik der Hilfeleistung sowohl durch 
die Gemeinschaft als auch durch die einzelnen Mit- 
gliedstaaten auszugehen und sie zu verbessern. 
Auch wird ihre Ergänzung durch weitere Initiativen 
entsprechend der Bedeutung der Gemeinschaft in 
den internationalen Beziehungen und ihrer bevor- 
stehenden Erweiterung notwendig sein. 

Auf jeden Fall ist die Kommission überzeugt, daß 
die erste Voraussetzung für die Konzeption und 
Durchführung einer derartigen Politik in der Orga- 
nisation einer engen Koordinierung der Politiken 
der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft besteht, 
bevor noch die Notwendigkeit einer schrittweisen 
Vertiefung der Zuständigkeiten der Gemeinschaft in 
diesem Bereich auftritt. Die praktischen Einzel- 
heiten dieser im Rahmen der Gemeinschaftsorgane 
durchzuführenden Koordinierung werden sich nach 
und nach anhand der gemachten Erfahrungen her- 
ausstellen. Doch müßte schon jetzt vorgesehen wer- 
den, daß einige Ratssitzungen, an denen die für 
diese Fragen zuständigen Minister der Mitglied- 
staaten teilnehmen, den Problemen der Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern Vorbehalten 
werden und daß diese Sitzungen, damit sie wirklich 
nutzvoll sind, jeweils so vorbereitet werden, daß 
ein gewissermaßen horizontaler Gesamtüberblick 
vorliegt. 
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